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1. Lage und Umfang des Plangebietes, Allgemeines

Der ca. 2,6 ha große Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 8 liegt mittig im
Gemeindegebiet von Haseldorf, nördlich angrenzend an den Innenbereich und westlich der
Straße Kamperrege.

Der Geltungsbereich befindet sich in der Haseldorfer Marsch und wird begrenzt:

¶ im Norden durch die Gräben Wöhrdenwetter Ost und West und anschließende
landwirtschaftlich genutzte Flächen im Außenbereich,

¶ im Osten durch die Straße „Kamperrege“ (Kreisstraße 8 / K 8) mit einem kombinierten
Geh- und Radweg sowie mit angrenzenden landwirtschaftlich genutzten Flächen und
Einzelbebauungen,

¶ im Süden durch angrenzende Wohnbebauung gemäß des Bebauungsplans Nr. 4 und

¶ im Westen durch Flächen für die Regenwasserrückhaltung sowie
Kompensationsflächen, jeweils für den Bebauungsplan Nr. 4.

Zur Sicherstellung einer geeigneten verkehrlichen Erschließung werden Teilflächen der Straße
„Kamperrege“ in den Geltungsbereich einbezogen.
Die mittleren Geländehöhen liegen zwischen 0,80 m üNHN und 1,10 m üNHN.
Das Plangebiet selbst ist nicht bebaut. Es handelt sich in weiten Teilen um eine seit einigen
Jahren bewirtschaftete Obstanbaufläche. Ausgehend von einer Überprüfung des Plangebiets
durch das Landesamt für Umwelt (LfU) wurde ein Bewuchs mit Pionierwald festgestellt. Zudem
besteht ein Schilfröhrichtbiotop parallel zur Straße „Kamperrege“ (Biotoptyp NRs/2c).
In der südlichen Hälfte befinden sich Gräben, die teilweise der Entwässerung des
angrenzenden Bebauungsplans Nr. 4 dienen. Die dortigen Anwohner sind laut Kaufvertrag zur
regelmäßigen Pflege und Freihaltung dieser Gräben verpflichtet, um Überflutungen bei
Starkregen zu vermeiden. Zudem befindet sich dort laut Kartierung des LfU der bereits
erwähnte Weidenpionierwald.
Nördlich des Plangebietes sind die Gräben Wöhrdenwetter Ost und West zu verzeichnen.
Derzeit wird das Wasser im Plangebiet über den Graben Ost zum ca. 1.170 m entfernten
Graben Rothenmorwettern und weiter über den Hauptgraben zum Schöpfwerk Haselau
Altendeich geleitet. Nördlich der Grabensysteme verläuft eine etwa 80 Meter lange Verrohrung
I.1, die die nördlich angrenzenden Flächen entwässert.
Diese Flächen befinden sich im regionalen Grünzug sowie im Landschaftsschutzgebiet
Pinneberger Elbmarschen. Die Grenze des LSG spart den Geltungsbereich vollständig aus.
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Abbildung 1 - Luftbild mit Geltungsbereich
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2. Planungsanlass und Planungsziele

Die Gemeinde Haseldorf beabsichtigt, die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 8
durchzuführen. Auf der bewachsenen Fläche sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen
für zwei Gewerbegebiete geschaffen werden.
Die Entscheidung, eine bewachsene und teilweise bewaldete Fläche zugunsten eines
Gewerbegebietes zu überplanen, basiert dabei auf einer Vielzahl wirtschaftlicher, struktureller
und gesellschaftlicher Erwägungen.
In Zeiten zunehmender Flächenknappheit und stetiger Nachfrage nach Gewerbeflächen ist es
für die Gemeinde Haseldorf essenziell, attraktive Standorte für Unternehmen zu schaffen, um
langfristig Arbeitsplätze zu sichern und die regionale Wertschöpfung zu stärken. Eine solche
Entwicklung kann dazu beitragen, die wirtschaftliche Stabilität der Gemeinde zu fördern, neue
Investitionen anzuziehen und die kommunalen Einnahmen durch Gewerbesteuern zu
erhöhen. Zwar stellt die Umnutzung einer bewachsenen Fläche einen Eingriff in das
Landschaftsbild und das lokale Ökosystem dar, doch wird dieser Schritt durch sorgfältige
Abwägung und unter Berücksichtigung ökologischer Ausgleichsmaßnahmen getroffen.
Dabei werden die genannten wirtschaftlichen und strukturellen Belange als vorrangig
gegenüber der Erhaltung des bestehenden Bewuchses gewichtet, da sie eine nachhaltige
Entwicklung und Zukunftssicherung der Gemeinde ermöglichen. Dennoch wird der
vorhandene Bestand nicht als entbehrlich betrachtet – seine ökologische und
landschaftsprägende Bedeutung wird anerkannt und fließt in die Planung mit ein, etwa durch
die Integration und Neubepflanzung breiter Grünflächen. Ziel ist es, eine ausgewogene Lösung
zu finden, die sowohl den Anforderungen der wirtschaftlichen Entwicklung als auch dem
Anspruch auf Umweltverträglichkeit gerecht wird.
Die betroffenen Flächen und Strukturen werden schutzgutbezogen im Umweltbericht dargelegt
und bewertet und es werden die geeigneten Maßnahmen zur Vermeidung, Minimierung und
Kompensation auf Grundlage der anzuwendenden Gesetze und fachlichen Regelwerke
benannt.

Ziel der Planung ist es somit, die rechtlichen Grundlagen für die Entwicklung eines neuen
Gewerbestandortes zu schaffen, der ortsansässigen und ortsangemessenen Unternehmen
geeignete Flächen zur Verfügung stellt und ihre langfristige Bindung an die Gemeinde fördert.
Dabei wird besonderer Wert auf eine sensible Einbettung in das bestehende Umfeld gelegt:
Die Nähe zum Landschaftsschutzgebiet sowie zur angrenzenden Wohnbebauung soll durch
großzügige Grün- bzw. Abstandsflächen berücksichtigt werden, um sowohl ökologische als
auch städtebauliche Belange in Einklang zu bringen.
Der Bebauungsplan wird mit Umweltbericht und zwei Beteiligungsschritten gem. § 3 Abs. 1
und 2 sowie § 4 Abs. 1 und 2 BauGB aufgestellt.
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3. Standortbegründung, Flächenwahl

Die Gemeinde Haseldorf hat auf Grundlage einer umfassenden Analyse und unter
Berücksichtigung naturschutzfachlicher sowie städtebaulicher Aspekte ein Leitbild für die
Entwicklung neuer Gewerbeflächen formuliert. Ziel ist es, eine zusammenhängende Fläche
von etwa 1,0 bis 1,3 Hektar für ortsansässige und ortsangemessene Betriebe auszuweisen,
die möglichst abseits bestehender Wohnbebauung liegt. Dabei soll der Gewerbeverkehr nicht
durch den Ortskern geführt werden, um dort die Wohnqualität zu erhalten. Zudem ist
vorgesehen, sensible Naturräume wie die südlich gelegenen Natura 2000-Gebiete sowie das
Landschaftsschutzgebiet „Pinneberger Elbmarschen“ (LSG 04) auszusparen. Die zentrale
Ortsmitte bleibt aufgrund ihrer Nähe zu Einrichtungen des täglichen Bedarfs und zur Sicherung
der Wohnnutzung von einer gewerblichen Entwicklung ausgeschlossen. Auch
denkmalgeschützte Strukturen wie das Schloss Haseldorf und dessen Parkanlage sollen nicht
beeinträchtigt werden.
Die innerörtlichen Möglichkeiten zur gewerblichen Entwicklung sind weitgehend ausgeschöpft.
Es stehen keine größeren zusammenhängenden Flächen zur Verfügung, und bestehende
Betriebe sind räumlich stark eingeengt. Viele von ihnen sind von Wohnnutzung umgeben, was
Erweiterungen oder betriebliche Veränderungen erschwert. Gleichzeitig besteht ein konkreter
Bedarf von rund 1,7 Hektar Gewerbefläche, wie aus Interessenbekundungen hervorgeht.
Geeignete Flächen außerhalb von Schutzgebieten und historisch gewachsenen Strukturen
sind in Haseldorf nur begrenzt vorhanden.
In enger Abstimmung mit der Landesplanung und dem Kreis Pinneberg wurden sieben
potenzielle Flächen außerhalb des Landschaftsschutzgebiets geprüft. Dabei zeigte sich, dass
nur das Areal des jetzigen Geltungsbereiches alle Standortkriterien erfüllt: Es bietet
ausreichend Raum, liegt am Ortsrand und ist direkt an die Kreisstraße „Kamperrege“
angebunden, wodurch eine verkehrliche Erschließung ohne Belastung der Wohngebiete
möglich ist. Die Fläche befindet sich außerhalb der Schutzgebiete und der zentralen Mitte.
Die Einzelheiten werden in der Untersuchung Alternativflächenprüfung für Gewerbeflächen
und Prüfung von Erschließungsvarianten aufgrund eines Röhricht-Biotops an der Kreisstraße
Kamperrege; dn.stadtplanung GbR, Rellingen und Büro Günther & Pollok
Landschaftsplanung, Itzehoe, Oktober 2025 beschrieben, die sich im Anhang dieser
Begrünung befindet.
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4. Rechtlicher Planungsrahmen

Der Planung liegt zugrunde:

¶ Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November
2017 (BGBl. I S. 3786), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl.
2023 I Nr. 176) geändert worden ist.

¶ Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I
S. 3634), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBl. 2025
I Nr. 189) geändert worden ist.

¶ Planzeichenverordnung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die zuletzt
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189) geändert
worden ist.

¶ Landesbauordnung (LBO) Schleswig-Holstein in der Fassung der Bekanntmachung
vom 5. Juli 2024.

4.1. Landesentwicklungsplan / Regionalplan

Gemäß § 1 Abs. 4 BauGB besteht für die Gemeinden eine „Anpassungspflicht“ an die Ziele
der Raumordnung und Landesplanung.
Die Ziele, Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der Raumordnung ergeben sich aus dem
am 17.12.2021 in Kraft getretenen Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein, sowie dem
Regionalplan für den Planungsraum I (1998).
Laut LEP liegt Haseldorf im Ordnungsraum Hamburg, innerhalb eines Entwicklungsraum für
Tourismus und Erholung und im 10 Km-Umkreis um das Mittelzentrum im Verdichtungsraum
Wedel. Weiter heißt es, dass alle Gemeinden unter Beachtung ökologischer und
landschaftlicher Gegebenheiten eine bedarfsgerechte Flächenvorsorge für die Erweiterung
ortsansässiger Betriebe sowie die Ansiedlung ortsangemessener Betriebe treffen können (S.
136 - LEP)
Der Regionalplan Planungsraum I (Kartenteil) (1998) trifft für den Geltungsbereich folgende
Aussagen. Haseldorf befindet sich südwestlich des Unterzentrums Uetersen und ist eine
Gemeinde ohne zentralörtliche Funktion. Direkt nördlich an den Geltungsbereich grenzt der
regionale Grünzug an.
Die Abgrenzung der regionalen Grünzüge gegenüber der einzelnen Ortslage in der Karte
erfolgte unter Berücksichtigung örtlicher Entwicklungsmöglichkeiten. Die kartografische
Darstellung ist dabei nicht flächenscharf zu sehen. Die genauere Abgrenzung ist vielmehr im
Rahmen der gemeindlichen Planung unter besonderer Berücksichtigung
landschaftspflegerischer und ortsplanerischer Gesichtspunkte zu prüfen.
Im Falle der nördlichen Plangebietsgrenze wird davon ausgegangen, dass sich der regionale
Grünzug am Landschaftsschutzgebiet 04 des Kreises Pinneberg (vgl. Kapitel 9.7
Landschaftsschutzgebiet, Seite 36) orientiert. Im Jahre 2000 wurde die Grenze des LSG im
Rahmen der Aufstellung der LSG-Verordnung bewusst so gesetzt, dass die Fläche des B-
Plans Nr. 8 ausgespart wurde. Zur Würdigung des Übergangs in den regionalen Grünzug wird
eine 10 m breite Eingrünung als Maßnahmenfläche vorgenommen.
Die angestrebte Ausweisung eines Gewerbegebietes steht der Raumordnung somit nicht
entgegen, sofern eine entsprechende Eingrünung zum Rand des regionalen Grünzugs erfolgt.
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Abbildung 2 - Gemeindegebiet umgeben von Landschaftsschutzgebieten (grün)

Abbildung 1 - Auszug aus dem Regionalplan

(Quelle: Regionalplan, Karte Planungsraum I 1998)
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4.2. Landschaftsrahmenplan

Der Landschaftsrahmenplan von 2020 verortet den Geltungsbereich innerhalb eines
Trinkwasserschutzgebietes.
Die angestrebte Ausweisung eines Gewerbegebietes steht dem Landschaftsrahmenplan nicht
entgegen, sofern die speziellen Anforderungen des Trinkwasserschutzgebietes eingehalten
werden, z. B. ein Verbot bestimmter Baumaterialien.

Abbildung 3 - Auszug aus dem Landschaftsrahmenplan

Quelle: Landschaftsrahmenplan 2020

4.3. Ortsentwicklungskonzept

2018 stellte die Gemeinde ein Ortsentwicklungskonzept (OEK) auf.
Ziel war es, handlungsorientierte Lösungsansätze für eine positive Zukunft der Gemeinde
darzustellen. Ein Entwicklungspunkt betraf das örtliche Gewerbe.
„Das vorhandene Arbeitsplatzangebot entwickelt sich weiter in Richtung moderne
Landwirtschaft mit gemeinsamer Selbstvermarktung, orts- und naturverträglicher Tourismus
sowie Kreativwirtschaft. Vorhandenes Gewerbe entwickelt sich ortsangemessene weiter.“
Im „Dorfentwicklungskonzept „Haseldorf 2030‘“ sind keine konkreten Flächendarstellungen für
eine geeignete Gewerbeentwicklung enthalten; Flächen für die bauliche Entwicklung wurden
mit einem Fokus auf Wohnbebauungen am Rand südlich gelegener Teilbereiche betrachtet.
Es ist nur allgemein ausgesagt worden, dass sich das örtliche Gewerbe in die vorhandene
Siedlungsstruktur integrieren soll (Endbericht – April 2018, erstellt durch AC Planergruppe).
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Abbildung 4 - Nutzungsstruktur (Anteile u. Verteilungen der baulichen Nutzung)
erstellt durch AC Planergruppe

Mit dem B-Plan 8 leistet die Gemeinde dazu einen Beitrag. Planungsziel ist die Ausweisung
eines Gewerbegebietes für ortsansässige und ortsangemessene Gewerbebetriebe. Die
Planung steht dem Ortsentwicklungskonzept damit nicht gänzlich entgegen.
Die Ausnutzung von leer stehenden Gewerbeflächen und der innerörtlichen Weiterentwicklung
ist wünschenswert und soll unabhängig vom B-Plan bedarfsorientiert weiterverfolgt werden.
Allerdings ist es nicht immer städtebaulich sinnvoll, diese Bereiche wieder mit störenden
Gewerbebetrieben zu füllen. Besonders bei Gewerbebrachen, die umgeben von
Wohnbebauung sind, sollte vorrangig mischgebietsverträgliches Gewerbe angesiedelt
werden, welches das Wohnen nicht wesentlich stört.
Mit dem B-Plan Nr. 8 möchte die Gemeinde ein zusammenhängendes Gewerbegebiet mit
Flächengrößen entwickeln, die im Innenbereich nicht vorhanden sind. Das nördlich gelegene
Teilgebiet GE 2 bietet Gewerbetrieben Raum, die integriert in die Ortschaft nicht bestehen
könnten, weil sie zu viele Immissionen verursachen würden.
Derzeit wird die 1. Fortschreibung des Ortsentwicklungskonzeptes (OEK) aufgestellt, die
jedoch nur die Erweiterung der Feuerwache behandelt. Es soll nachfolgende eine 2.
Fortschreibung zur Aufnahme des Bedarfs von gewerblichen Flächen (Ausweisung eines
Gewerbegebietes) erfolgen.
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4.4. Vorbereitende Bauleitplanung

Bebauungspläne sind aus dem Flächennutzungsplan zu entwickeln. Im wirksamen
Flächennutzungsplan ist das Areal als Fläche für die Landwirtschaft ausgewiesen. Zusätzlich
ist die Anbauverbotszone entlang der Straße Kamperrege gekennzeichnet

Abbildung 5 - Auszug aus dem Flächennutzungsplan mit Änderungen
Quelle: Flächennutzungsplan der Gemeinden Haselau und Haseldorf. (1978); Geoportal des Kreises Pinneberg

Für den Geltungsbereich des B-Plans Nr. 8 ist eine Flächennutzungsplanänderung des
gemeinsamen Flächennutzungsplans der Gemeinden Haselau und Haseldorf erforderlich.

4.5. Verbindliche Bauleitplanung

Für den Geltungsbereich besteht kein rechtskräftiger Bebauungsplan.
In der Nachbarschaft befindet sich der B-Plan 4 (1997). Der Geltungsbereich beinhaltet südlich
angrenzend an den B-Plan Nr. 8 Wohnbaugrundstücke und westlich angrenzend Flächen für
die Regenwasserrückhaltung in Überlagerung mit Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft.

Zudem ist ein allgemeines Wohngebiet für Einzel- und Doppelhausbebauung in
eingeschossiger Bauweise vorgesehen. Die Grundflächenzahl liegt zwischen 0,2 und 0,25.
Das angrenzende Wohngebiet ist durch entsprechende Schutz- und
Minimierungsmaßnahmen zu würdigen (vgl. dazu das nachfolgende Kapitel 5
Konzeptplanung, ab Seite 16).
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Abbildung 6 - Ausschnitt aus dem rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 4 (Stand 1997)
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5. Konzeptplanung und Planungsvarianten

5.1. Vorentwurf zur frühzeitigen Beteiligung

Zur Umsetzung der Planungsziele wurden zunächst zwei Gewerbeteilgebiete vorgesehen.
Das im südlichen Teil des Plangebietes angedachte Gewerbegebiet - GE (e) 1 - sollte anders
als das nördliche Gebiet mit bestimmten Einschränkungen festgesetzt werden. Grund hierfür
war die im Süden an den Geltungsbereich anschließende Wohnbebauung. Zusätzlich wurde
das Baufenster durch eine 10 m breite Maßnahmenfläche für Gehölzerhalt und -ergänzung
abgerückt, in der auch der Entwässerungsgraben für das Bebauungsplangebiet Nr. 4 enthalten
war. Die gleiche Maßnahmenfläche wurde auch im nördlichen Bereich des Plangebietes
vorgesehen, um den Übergang zum Landschaftsschutzgebiet und zum regionalen Grünzug
zu würdigen.
Die Erschließung sollte durch eine zentral verlaufene, neuangelegte Stichstraße erfolgen, die
in einem freiliegenden Wendekreis für Lkw und Müllfahrzeuge endete. Die Anbauverbotszone
der Straße Kamperrege wurde durch die Lage des Baufensters berücksichtigt.
Im Westen, an die Gewerbegebiete und die Planstraße anschließend, wurde eine Grünfläche
mit einer Teilfläche zur Regenrückhaltung (im Norden) festgesetzt. Die südliche Grünfläche
war zunächst in ihrer Nutzung undefiniert.

Abbildung 7 - Vorentwurf des Bebauungsplan Nr. 8, Stand Januar 2023
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5.2. Prüfung der Planungsvarianten

Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB wurde u. a.
vorgetragen, dass sich im Bereich der geplanten Einmündung der Planstraße ein Röhricht-
Biotop befindet.
Zur Klärung, ob ein Eingriff in das gesetzlich geschützte Biotop (die Röhrichtfläche entlang der
Straße Kamperrege) unvermeidbar ist, hat die Gemeinde Haseldorf vier mögliche Varianten
zur Erschließung des Gewerbegebiets geprüft, die städtebaulich, ökologisch und verkehrlich
sinnvoll sind.
Nach intensiver Prüfung kamen nur 2 Varianten infrage.
In der Variante 2 wäre die Einmündung der Stichstraße nach Norden versetzt, um das
Röhrichtbiotop zu schützen. Diese Variante würde zwar den vollständigen Erhalt des Biotops
ermöglichen und den Verkehr weiter von der Wohnbebauung abführen, bringt jedoch
erhebliche Nachteile mit sich:

¶ zusätzliche Privatstraßen mit eingeschränkter öffentlicher Nutzung,
¶ ungünstige Grundstückszuschnitte,
¶ höhere Erschließungskosten (rund 300.000 € Mehrkosten) und
¶ eine geringere wirtschaftliche Nutzbarkeit der Fläche.
¶ Zudem würde die Nähe des Gewerbegebiets zum ökologisch empfindlichen Biotop

trotz dessen Erhalt zu erheblichen Beeinträchtigungen führen – etwa durch Lärm, Licht
und Schadstoffe.

Nach umfassender Prüfung hat sich die Gemeinde daher entschieden, die
Erschließungsvariante 1 (mittig gelegene Stichstraße) weiter zu verfolgen. Variante 1 stellt
einen ausgewogenen Kompromiss dar:

¶ Die Verkehrsführung wird zwar näher an die Wohnbebauung herangeführt, jedoch
ohne kritische Auswirkungen auf die Immissionssituation.

¶ Gleichzeitig ermöglicht sie eine wirtschaftlich und städtebaulich sinnvolle
Grundstücksausnutzung sowie

¶ eine effiziente Erschließung.
Der Eingriff in das Biotop wird im Rahmen der Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung fachgerecht
kompensiert. Die Gemeinde bewertet die gewählte Variante als ausgewogenen Kompromiss
zwischen Naturschutz, Wirtschaftlichkeit und städtebaulicher Qualität.
Die Einzelheiten der Varianten werden in der Untersuchung Alternativflächenprüfung für
Gewerbeflächen und Prüfung von Erschließungsvarianten aufgrund eines Röhricht-Biotops an
der Kreisstraße Kamperrege; dn.stadtplanung GbR, Rellingen und Büro Günther & Pollok
Landschaftsplanung, Itzehoe, Oktober 2025 beschrieben, die sich im Anhang dieser
Begründung befindet.

Abbildung 8 - Variante 1, mittige Erschließung mit
gekennzeichnetem Biotop in lila

Abbildung 9 - Variante 2, nach Norden verlegte
Erschließung in lila
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5.3. Entwurf zur Offenlage

Zum darauffolgenden Planungsschritt wurde der Vorentwurf einer erneuten umfassenden
Prüfung unterzogen und in wesentlichen Punkten überarbeitet.

Minimierungsmaßnahmen zum Schallschutz
Anlass für eine genauere Überprüfung des Vorentwurfs war insbesondere auch die räumliche
Nähe des geplanten Gewerbegebiets (GE) zum südlich angrenzenden Allgemeinen
Wohngebiet (WA), die eine vertiefte Auseinandersetzung mit dem Trennungsgrundsatz nach
§ 50 BImSchG erforderlich machte.

Der Trennungsgrundsatz stellt ein städtebauliches Optimierungsgebot dar, das darauf
abzielt, unverträgliche Nutzungen – insbesondere solche mit potenziell schädlichen
Umwelteinwirkungen – räumlich voneinander zu trennen. Gemäß § 50 BImSchG sind bei der
Bauleitplanung schutzbedürftige Nutzungen, wie Wohngebiete, vor schädlichen
Umwelteinwirkungen zu bewahren. Aufgrund der örtlichen Gegebenheiten und
städtebaulichen Zielsetzungen soll jedoch keine vollständige räumliche Trennung in Form
eines zwischenliegenden Mischgebietes realisiert werden.
Die Gemeinde verfolgt das Ziel, bedarfsgerechte Flächen für klassische Gewerbebetriebe
bereitzustellen. Eine Nutzung mit starker funktionaler Durchmischung – etwa mit Anteilen an
Wohnen oder sonstigen nicht-gewerblichen Nutzungen – wird derzeit nicht angestrebt, da
hierfür kein konkreter Bedarf besteht.
Zudem würde eine derartige Nutzung zulasten der für Gewerbe vorgesehenen Flächen gehen.
Eine Erweiterung des Geltungsbereiches ist ebenfalls nicht möglich, da der Geltungsbereich
räumlich begrenzt ist: Im Norden grenzt unmittelbar ein Landschaftsschutzgebiet an, im
Westen befinden sich festgesetzte Ausgleichsflächen, im Süden das Wohngebiet und im
Osten die Kreisstraße. Eine Ausdehnung des Plangebiets über diese Grenzen hinaus ist daher
ausgeschlossen. Die Gemeinde verfolgt daher andere Ansätze zur Berücksichtigung der
schutzbedürftigen Nutzungen.

Im Zuge der Planung wurde als nächster Schritt vertiefend geprüft, ob aktive
Schallschutzmaßnahmen, etwa in Form von Wällen oder Wänden, in den Bebauungsplan
aufgenommen werden sollten. Von der Errichtung einer Schallschutzwand wurde jedoch aus
ökologischen und landschaftsplanerischen Gründen Abstand genommen.
Der vorhandene Baumbestand sowie die zwischen dem Gewerbegebiet (GE) und dem
allgemeinen Wohngebiet (WA) verlaufenden Gräben stellen wertvolle landschaftsprägende
Elemente dar. Ihr Erhalt hat aus Sicht der Gemeinde, insbesondere im Hinblick auf Umwelt-
und Klimaschutzbelange, hohe Priorität. Eine bauliche Maßnahme in Form einer Wand oder
eines Walls hätte diese Strukturen erheblich beeinträchtigt und wäre mit einem tiefgreifenden
Eingriff in das Landschaftsbild verbunden gewesen.
Ferner ist zu berücksichtigen, dass eine städtebaulich vertretbare Schallschutzeinrichtung in
der Regel lediglich das Erdgeschoss der Wohnbebauung wirksam schützt. Für die
Obergeschosse wären zusätzliche Maßnahmen erforderlich. Eine höhere
Schallschutzeinrichtung, die auch das 1. Obergeschoss schützt, wird insbesondere im
Zusammenspiel mit den schützenswerten Landschaftselementen als unverhältnismäßig
bewertet.
Vor diesem Hintergrund wurde auf die Integration aktiver Schallschutzbauwerke verzichtet.



Gemeinde Haseldorf – Begründung zum Bebauungsplan Nr. 8 19

HSD21001_11019_Begründung BP.docx

Die Gemeinde hat die Schutzbedürftigkeit des angrenzenden Wohngebiets in der Abwägung
in anderer Form berücksichtigt und reagiert mit einem Bündel abgestimmter Maßnahmen zur
Minimierung möglicher Immissionen:

¶ Die ursprünglich vorgesehene 10 Meter breite Grünfläche, mit Festsetzungen zum
Erhalt- und zur Neuanpflanzung von Gehölzen, zwischen WA und GE, wurde deutlich
verbreitert. Damit die Gewerbefläche nicht verringert wird, wurde diese nach Westen
erweitert. Damit einhergehend wurde auch die Baugrenze des GEs zurückverlegt,
sodass die künftigen gewerblichen Baukörper in größerer Distanz zum Wohngebiet
errichtet werden. Diese Maßnahme trägt wesentlich zur Reduktion von
gewerbeinduzierten Immissionen bei.

¶ Zur Sicherstellung eines verträglichen Maßes an Geräuschemissionen werden für die
Gewerbegebiete differenzierte Emissionskontingente festgesetzt. Im GE (e) 1, das in
unmittelbarer Nähe zum WA liegt, gelten strengere Vorgaben als im weiter entfernten
GE 2. Diese Festsetzungen ermöglichen eine präzise Steuerung der zulässigen
Geräuschbelastung und stellen sicher, dass die Wohnruhe nicht unzumutbar
beeinträchtigt wird. Das GE (e) 1 ist daher, wie im Vorentwurf weitergehend
eingeschränkt, wenn auch in anderer Art und Weise. Jedoch betrifft die Einschränkung
auch im geringeren Umfang das GE 2, weswegen dieses nun auch als eingeschränktes
Gewerbegebiet - GE (e) 1 und GE (e) 2 - festgesetzt wird.

¶ Um das Risiko erheblicher Umwelteinwirkungen zu minimieren, werden Betriebe, die
dem Betriebsbereich im Sinne des § 3 Abs. 5a BImSchG zuzuordnen sind, im
Plangebiet ausgeschlossen. Damit wird sichergestellt, dass keine
genehmigungsbedürftigen Anlagen mit erhöhtem Gefahrenpotenzial in unmittelbarer
Nähe zum Wohngebiet entstehen.

Die Gemeinde hat mit diesen Maßnahmen eine ausgewogene Lösung gefunden, die sowohl
den Belangen der gewerblichen Entwicklung als auch dem Schutz der Wohnbevölkerung
Rechnung trägt. Die überarbeitete Planung stellt sicher, dass trotz der räumlichen Nähe beider
Nutzungen ein verträgliches Nebeneinander, im Sinne einer nachhaltigen und konfliktarmen
städtebaulichen Entwicklung, ermöglicht wird.

Weitere städtebauliche Änderungen
Im Zuge der Planfortschreibung wurde die Grünfläche im südlichen Bereich des Plangebiets
erweitert. Dadurch erfolgte eine Reduzierung der westlich gelegenen Grünfläche. Die bislang
nicht näher definierte Fläche im Westen erhält nun die Zweckbestimmung „Freizeit und
Erholung“. Vorgesehen ist hier unter anderem die Einrichtung einer Hundeauslauffläche.
Die südliche Grünfläche beinhaltet u. a. 2 Gräben, darunter auch den Entwässerungsgraben
für die Wohnbebauung im benachbarten B-Plan 4, die erhalten und funktionstüchtig belassen
werden sollen. So können die naturräumliche Struktur und die wasserwirtschaftlichen Belange
der Nachbarbebauung angemessen berücksichtigt werden.
Weiterhin wurde als Minimierungsmaßnahme die Gebäudehöhe auf max. 10 m verringert.
Ferner wurden die textlichen Festsetzungen zu den landschaftsplanerischen Belangen
konkretisiert. Die Ergebnisse der neu erstellten Fachgutachten zum Schallschutz, Artenschutz,
Bodenschutz und zur Wasserwirtschaft wurden umfassend ausgewertet und in die Planung
integriert. Damit wird sichergestellt, dass die Belange des Umwelt- und Klimaschutzes sowie
die Anforderungen an eine nachhaltige Flächenentwicklung angemessen berücksichtigt
werden.
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6. Städtebauliche Festsetzungen

6.1. Art der baulichen Nutzung

Gemäß dem Planungsziel werden der überwiegende Teil des Plangebiets als eingeschränkte
Gewerbegebiete - GE (e) 1 und GE (e) 2 - festgesetzt. Die zulässigen Nutzungen ergeben
sich damit aus § 8 Baunutzungsverordnung (BauNVO).
Gewerbegebiete dienen vorwiegend der Unterbringung von nicht erheblich störenden
Gewerbebetrieben. Andere Nutzungen (insbesondere das Wohnen) sind nur ausnahmsweise
zulässig. Die Ausweisung entspricht der anfangs erwähnten Zielsetzung, ortsansässigen und
ortsangemessenen Gewerbetreibenden Flächen vorzuhalten und diese an die Gemeinde zu
binden.
Die geplanten Gewerbegebiete unterliegen bestimmten Nutzungsbeschränkungen – etwa
hinsichtlich Einzelhandel, Wohnen, Störfallbetrieben und Gewerbelärm – und werden daher
als eingeschränkte Gewerbegebiete (GE (e)) ausgewiesen. Aufgrund der Nähe zur
bestehenden Wohnbebauung im Süden gelten für das GE (e) 1 strengere Einschränkungen
als für das nördlich gelegene GE (e) 2. Die konkreten Einschränkungen werden im weiteren
Verlauf erläutert

Ausschluss von Nutzungen - Einzelhandel
Der Landesentwicklungsplan (Schl.-H.) besagt, dass "zur Sicherung des landesplanerischen
Ziels eines gestuften Versorgungssystems an geeigneten Standorten [...] bei der Aufstellung
von Bebauungsplänen, insbesondere mit Ausweisung gewerblicher Bauflächen,
Festsetzungen zu treffen [sind], die eine diesen Zielen zuwiderlaufende Entwicklung durch
sukzessiv erfolgende Einzelhandelsansiedlungen (Einzelhandelsagglomerationen)
ausschließen." (Innenministerium des Landes SH, 2010) Einzelhandelsbetriebe sollen
wohnungs- und verbrauchernah angesiedelt werden. Dieser Fall ist hier nicht gegeben bzw.
sind andere Stellen in der Gemeinde dafür besser geeignet. Daher sind gemäß § 1 Abs. 5 in
Verbindung mit Abs. 9 BauNVO in den Gewerbegebieten Einzelhandelsbetriebe
ausgeschlossen.
Den Betrieben soll jedoch als untergeordnete Nebeneinrichtung Gelegenheit gegeben werden,
ihre Produkte an Endverbraucher zu verkaufen. Deshalb sind ausnahmsweise
Einzelhandelsbetriebe bis zu einer Größe von max. 300 m² Geschossfläche zulässig, wenn
sie:

¶ nicht mit Waren und Gütern des täglichen Bedarfs handeln,
¶ in einem unmittelbaren räumlichen und betrieblichen Zusammenhang mit einem am

gleichen Standort vorhandenen Großhandels-, Produktions-, Dienstleistungs- oder
Handwerksbetrieb stehen und

¶ diesem gegenüber in Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind.

Bei der Ermittlung der Geschossflächen sind die Flächen von Aufenthaltsräumen in
Nichtvollgeschossen, einschließlich der zu ihnen gehörenden Treppenräume und
einschließlich ihrer Umfassungswände, ganz mitzurechnen (§ 20 Abs. 3 BauNVO).

Ausschluss von Nutzungen - Betriebsleiterwohnungen
Im Baugebiet kann gem. § 1 Abs. 6 BauNVO festgesetzt werden, dass einzelne Nutzungen,
der in den Baugebieten ausnahmsweise zulässigen Anlagen, ausgeschlossen werden.
Für das Teilgebiet GE (e) 2 werden die gem. § 8 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO ausnahmsweise
zulässigen Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber
und Betriebsleiter ausgeschlossen. Die Gemeinde möchte eine städtebauliche Ordnung
vornehmen, indem ruhigere und wohnverträgliche Nutzungen in der Nachbarschaft zum
Wohngebiet verortet werden. Das Teilgebiet GE (e) 2 soll für das verträgliche produzierende
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Gewerbe vorgehalten werden, sodass hier die ausnahmsweise zulässige Wohnnutzung, die
das Gewerbe auch einschränken kann, ausgeschlossen wird.
Die Gemeinde geht nicht davon aus, dass der Ausschluss einzelner Ausnahmen die
Zweckbestimmungen des Gewerbegebietes berührt, da sie im Wesentlichen durch die
allgemein zulässigen Hauptnutzungen bestimmt werden.

Ausschluss von Nutzungen - Betriebe, die unter die Störfallverordnung fallen
Der Gemeinde wurde im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung empfohlen, sich im
Bauplanungsverfahren mit der Frage zu beschäftigen, ob sie im Gewerbegebiet Anlagen der
Störfallverordnung (Zwölfte Verordnung zur Durchführung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (12. BImSchV) - Störfall-Verordnung in der Fassung der
Bekanntmachung vom 15. März 2017 (BGBl. I S. 483), die zuletzt durch, 2000) grundsätzlich
zulassen oder ggf. ausschließen will. Die Gemeinde hat sich im Rahmen der Abwägung mit
der Thematik auseinandergesetzt. Aufgrund der Nähe zur Wohnbebauung, des
Landschaftsschutzgebietes und der Lage im Wasserschutzgebiet sollen alle Anlagen, bei
denen ein größerer Achtungsabstand als 250 m empfohlen wird, von vornherein durch
entsprechende Festsetzungen ausgeschlossen werden. Diese Maßnahme dient dem
Umweltschutz und dem Schutz gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse. Diese Betriebe
können das Wohnen zum Beispiel durch Schallimmissionen und verstärktes
Verkehrsaufkommen im Abend- und Nachtzeitraum bzw. das Wasserschutzgebiet durch
Einführen schädlicher Stoffe beeinträchtigen.
Somit sind Anlagen, die einen Betriebsbereich i.S.v. § 3 Abs. 5a BImSchG (Gesetz zum Schutz
vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche,
Erschütterungen und ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274), das zuletzt d, 1974) bilden
oder Teil eines solchen Betriebsbereiches wären, ausgeschlossen.

6.2. Maß der baulichen Nutzung

6.2.1. Grundflächenzahl (GRZ)

Das Maß der baulichen Nutzung wird zunächst durch die Grundflächenzahl (GRZ) bestimmt.
Die Grundflächenzahl gibt an, wie viele Quadratmeter Grundfläche je Quadratmeter
Grundstücksfläche zulässig sind.
Die Gemeinde möchte das Plangebiet in der Form städtebaulich ordnen, dass das südliche
Gewerbegebiet - GE (e) 1 - anders als das nördliche Gebiet GE (e) 2 mit Einschränkungen
auch in Bezug auf das Maß der baulichen Nutzung festgesetzt wird. Die Gewerbebebauung
soll in der Nachbarschaft zur Wohnbebauung weniger dicht sein.
Damit wird im Teilgebiet GE (e) 2 der Orientierungswert der BauNVO von GRZ 0,8
ausgeschöpft, während er im GE (e) 1 auf 0,6 begrenzt wird.
Die festgesetzte Grundflächenzahl im GE (e) 1 darf gemäß § 19 Absatz 4 BauNVO durch
Garagen und Stellplätze mit ihren Zufahrten sowie durch Nebenanlagen im Sinne von § 14
BauNVO bis maximal 0,8 überschritten werden. Im Teilgebiet GE (e) 2 ist die Kappungsgrenze
von 0,8 bereits erreicht.

6.2.2. Gebäudehöhe

Aufgrund der Lage des Plangebiets am Ortsrand und in der Nachbarschaft zur Wohnbebauung
wird eine Begrenzung der Höhe aller baulichen Anlagen durch die Festsetzung einer maximal
zulässigen Gebäudehöhe auf 10 m für erforderlich gehalten.
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Die festgesetzte Höhe soll ausreichend Spielraum für die Baukörpergestaltung lassen und
nach heutigen Gesichtspunkten eine wirtschaftliche, flächensparende Ausnutzung der
Gebäudekubatur ermöglichen.
die Höhe von 10 m entspricht zwar nicht den Höhen der benachbarten Wohnbebauung, bildet
aber einen guten Kompromiss zwischen betrieblichen Anforderungen und der
nachbarschaftlichen Höhenentwicklung. Die Auswirkungen auf das Ortsbild werden durch die
Erhaltung bzw. Bepflanzung der nördlich und südlich festgesetzten Grünflächen sowie durch
Gehölzpflanzungen auf den Gewerbegrundstücken und an der Kreisstraße minimiert. Für
Einzelheiten wird auf den Umweltbericht verwiesen.
Als Gebäudehöhe gilt der senkrechte Abstand zwischen dem in Teil A - Planzeichnung
festgesetzten Höhenbezugspunkt und dem höchsten Punkt des Daches. Als
Höhenbezugspunkt wird ein Punkt auf der Fahrbahnoberkante (Fahrbahnmitte) der Straße
Kamperrege mit 1,23 m üNHN gewählt.
Die Errichtung von Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien, z. B. Sonnenkollektoren, ist
allgemein zulässig, wobei die festgesetzte Gebäudehöhe für diesen Nutzungszweck um bis
zu 1,5 m überschritten werden darf. Diese Ausnahme erlaubt, den Grundstückseigentümern,
auch nach Errichtung des Gebäudes noch Photovoltaikanlagen zu errichten, um das
Energiewende- und Klimaschutzgesetz Schleswig-Holstein (EWKG) zu würdigen, das die
Errichtung von Photovoltaik auf Neubauten verpflichtend regelt.
Unzumutbare Belästigungen der Nachbarn durch Spiegelungen/Blendungen sind gem. § 15
BauNVO auszuschließen.
Auch für technisch notwendige Aufbauten (z. B. Brandschutzlüfter, Lüftungsanlagen oder
Wärmerückgewinnungsanlagen) darf die zulässige Gebäudehöhe um bis zu 1,5 m
überschritten werden. Dies bietet einen flexiblen Umgang mit erforderlichen Aufbauten.

6.3. Bauweise

Im Rahmen der Planung des Gewerbegebiets wurde eine differenzierte Bauweise festgelegt,
um den unterschiedlichen Anforderungen an die städtebauliche Einbindung und den Schutz
angrenzender Nutzungen gerecht zu werden.
Der Teilbereich des Gewerbegebiets, der in unmittelbarer Nähe zur bestehenden
Wohnbebauung liegt - GE (e) 1 -, wird mit einer offenen Bauweise überplant. Diese
Festsetzung dient dem Schutz der Wohnnutzung vor übermäßigen baulichen Verdichtungen
und großvolumigen Gebäudestrukturen. Die offene Bauweise ermöglicht eine aufgelockerte
Bebauung, die sich besser in das bestehende Ortsbild einfügt und negative Auswirkungen wie
Verschattung oder visuelle Dominanz minimiert.
Das weiter von der Wohnbebauung entfernte Teilgebiet - GE (e) 2 - wird mit einer
abweichenden Bauweise überplant. Die Gebäude soll ebenfalls in der offenen Bauweise
errichtet werden, jedoch ohne Einschränkungen hinsichtlich der Gebäudelängen. In diesem
Bereich können größere gewerbliche Strukturen realisiert werden, da hier keine unmittelbaren
Konflikte mit sensiblen Nutzungen bestehen. Diese Flexibilität unterstützt die Ansiedlung von
Betrieben mit höherem Flächenbedarf und trägt zur wirtschaftlichen Attraktivität des
Gewerbegebiets bei.
Die gewählte Differenzierung in der Bauweise stellt somit einen ausgewogenen Kompromiss
zwischen dem Schutz der Wohnqualität und den Anforderungen an eine funktionale und
wirtschaftlich tragfähige Gewerbeentwicklung dar.
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6.4. Überbaubare Grundstücksflächen

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch Baugrenzen festgelegt. Diese sind so
geschnitten, dass das Plangebiet gut bebaubar ist und die zulässige Grundfläche auch
innerhalb der Baufenster realisiert werden kann. Hierzu werden zwei große überbaubare
Grundstücksflächen festgesetzt, die durch die Erschließungsstraße bzw. durch die
Nutzungsgrenze zwischen dem GE (e) 1 und dem GE (e) 2 unterbrochen werden.
Die Baugrenzen halten den Mindestabstand von 3,0 m gem. § 6 Abs. 5 Landesbauordnung
(Schl.- H.) ein. Zu den Maßnahmenflächen 1 und 2 am nördlichen und südlichen
Plangebietsrand hält die Baugrenze einen Abstand von 5 m ein, um ein ausreichendes
Wurzelwachstum zu ermöglichen bzw. einen angemessenen Schutzabstand zu erzeugen.
Die Baugrenze hält somit einen Mindestabstand von 24 m zum nächsten Wohngebäude ein.
An der Straße Kamperrege wird die Baugrenze einheitlich um 10 m vom Geltungsbereichsrand
weggerückt. Hier soll eine Eingrünung stattfinden bzw. sind mehrere große straßenbegleitende
Bäume zu verzeichnen, deren Wurzeln geschützt werden sollen.

6.5. Stellplätze, Carports und Garagen, Nebenanlagen

Um sicherzustellen, dass genug Stellplätze auf den privaten Grundstücken selbst
untergebracht werden können, dürfen Garagen, Carports, Stellplätze und Nebenanlagen im
Sinne des § 14 Abs. 1 BauNVO auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen
errichtet werden, jedoch nicht auf den Grünflächen und Maßnahmenflächen.
Anders ist dies bei untergeordneten Anlagen, die der Zweckbestimmung der Grünflächen
dienen. So dürfen in der Grünfläche mit der Zweckbestimmung Regenwasserbeseitigung z. B.
Anlagen für die Klärung, Ableitung und Rückhaltung des Regenwassers errichtet werden. In
der Fläche mit dem Nutzungszweck Freizeit und Erholung dürfen z. B. Bänke, Wege oder ein
Pavillon hergerichtet werden.
In den Gewerbegebieten zulässige Nebenanlagen, Garagen und Carports müssen entlang der
neuen Planstraße einen Abstand von 3,0 m einhalten, um die Leichtigkeit des Verkehrs zu
gewährleisten. Dabei sind diese Anlagen so zu errichten, dass die Sicherheit des privaten oder
öffentlichen Verkehrs bei Zu- und Ausfahrten nicht eingeschränkt wird.
Die 3,0 mȤEinschränkung gilt nicht für Einfriedungen, Stellplätze und Werbeanlagen.

Nebenanlagen, Garagen und Carports sind zwischen Baugrenzen und den Flächen für
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
mit den Nummern 1 und 2 ausgeschlossen. Das gilt nicht für lichtdurchlässige Einfriedungen
mit Punktfundamenten und für Stellplätze mit versickerungsfähigem Pflaster.
Die Festsetzung dient dem Schutz der Bepflanzungen. Da Einfriedungen dem
Sicherheitsbedürfnis dienen, sieht die Gemeinde diese als notwendig an. Durch Ihre Lage an
den Grundstücksgrenzen und da Punktfundamente in der Regel verträglich mit Wurzeln
kombiniert werden können, geht von ihnen nur ein geringes Gefährdungspotenzial aus.
Lichtdurchlässig bedeutet, dass von Ihnen keine gehölzschädigende Schattenwirkung
ausgeht. Auch von Stellplätzen geht kein bleibender Schattenwurf aus.

Nebenanlagen, Garagen, Carports und Stellplätze sind so zu errichten, dass die Sicherheit
des privaten oder öffentlichen Verkehrs bei Zu- und Ausfahrten nicht eingeschränkt wird. Es
obliegt dem Grundstückseigentümer, dafür Sorge zu tragen, dass durch Hecken die
verfügbare Straßenbreite auch auf längere Sicht gesehen nicht eingeschränkt wird. Daher
muss bei der Pflanzung das künftige Wachstum der Hecke berücksichtigt und ein
ausreichender Abstand von der Grundstücksgrenze gewählt werden.
Um ausreichende Sichtverhältnisse zu gewährleisten und das Einfahren in die neuen
Grundstücke nicht zu gefährden, sind die Sichtdreiecke der privaten Ein- und Ausfahrten zu
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berücksichtigen. Hier ist eine Begrenzung der Anpflanzungen und sichtbehindernde Zäune auf
0,7 m über Fahrbahnkante einzuhalten.

6.6. Festsetzungen zur Wasserwirtschaft

Im Plangebiet sind ebenerdige, nicht überdachte, private Pkw-Stellplätze im wasser- und
luftdurchlässigen Aufbau herzustellen, sofern Belange des Grundwasserschutzes dem nicht
entgegenstehen. Der Abflussbeiwert von 0,6 sollte in den Gewerbegebieten nicht überschritten
werden. Es eignen sich z. B. Rasengittersteine oder Rasenfugenpflaster. Die Belange des
Grundwasserschutzes sind z.B. berührt, wenn eine Vorreinigung des Wassers auf den
Stellplatzflächen erforderlich ist, aber nicht möglich bzw. unverhältnismäßig wäre.
Weiterhin ist die Durchlässigkeit des Bodens nach baubedingter Verdichtung auf allen nicht
versiegelten Flächen wiederherzustellen. Dies dient der Beseitigung des
Niederschlagswassers durch Versickerung, der Verringerung des Versiegelungsgrades und
der Durchlüftung des Bodens.
Bauliche und technische Maßnahmen, die zu einer dauerhaften Absenkung des
vegetationsverfügbaren Grundwasserspiegels bzw. von Schichtenwasser führen, sind zum
Schutz der umliegenden Vegetation unzulässig.

6.7. Immissionsschutz

Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 8 „Gewerbegebiet westlich Kamperrege " der
Gemeinde Haseldorf, erstellt durch Lärmkontor GmbH, Hamburg; Februar 2025.

Die Gemeinde Haseldorf beabsichtigt die Aufstellung des Bebauungsplanes „Gewerbegebiet
westlich Kamperrege“ mit dem Ziel der Ausweisung zweier Teilflächen als Gewerbegebiete.
Zur Vermeidung von schalltechnischen Konflikten an den bestehenden umliegenden
Wohngebäuden wurde durch die vorliegende schalltechnische Untersuchung geklärt, welche
Schallemission von den geplanten gewerblich genutzten Flächen ausgehen darf. Das
Gutachten ist Teil der Begründung. Für Einzelheiten wird auf die Anlage verwiesen.
Zunächst hat sich die Gemeinde Gedanken über die grundsätzliche Einhaltung des
Trennungsgrundsatzes und von aktiven Schallschutzmaßnahmen, wie Wänden und Wällen
gemacht. Die Abwägung hierzu ist im Kapitel 5.3 ab Seite 18 zu finden. Weiterhin hat sie sich
dazu entschieden, das Plangebiet in der Form städtebaulich zuordnen, dass wohnverträgliche
Nutzungen in der Nachbarschaft zum Wohngebiet, im GE (e) 1 angeordnet werden, während
sich emissionsintensivere Betriebe und solche mit größeren Bebauungsdichten im Teilgebiet
GE (e) 2 niederlassen sollen. Hierfür sind neben Festsetzungen zu Betriebsleiterwohnen und
unterschiedlichen GRZ-Werten auch eine Emissionskontingentierung nach DIN 45691 und ein
Ausschluss von Nutzungen vorgesehen.
Die hinsichtlich ihrer planerischen „Schwerpunktsetzung“ abgestimmten
Emissionskontingente (wo sind höhere Kontingente gewünscht und wo nicht) wurden in einem
Ausmaß bestimmt, dass es an den nächstgelegenen schutzwürdigen Nutzungen unter
Berücksichtigung der Nutzungseinstufung zu keinen schalltechnischen Konflikten im Sinne der
TA Lärm kommt.
Während für das GE (e) 2 eine fast uneingeschränkte gewerbliche Nutzung möglich ist, ist für
das GE (e) 1 nur eine eingeschränkte gewerbliche Nutzung tags wie nachts vorgesehen.
Die Festsetzung der im Rahmen der vorliegenden Untersuchung ermittelten
Geräuschkontingente im Bebauungsplan erfolgt folgendermaßen:
Zulässig sind Vorhaben (Betriebe und Anlagen), deren Geräusche die in den folgenden
Tabellen angegebenen Emissionskontingente LEK nach DIN 45691



Gemeinde Haseldorf – Begründung zum Bebauungsplan Nr. 8 25

HSD21001_11019_Begründung BP.docx

„Geräuschkontingentierung“ vom Dezember 2006 weder tags (6:00 Uhr bis 22:00 Uhr) noch
nachts (22:00 Uhr bis 6:00 Uhr) überschreiten.

Tabelle 1: Emissionskontingente tags und nachts in dB (Basiskontingente)

Erläuterung: LEK = Emissionskontingent; GE2 ist mit GE (e) 2 gleichzusetzen

Für die Teilflächen gelten die in der folgenden Tabelle genannten Richtungen der genannten
Zusatzkontingente zu den Emissionskontingenten:

Tabelle 2: Richtungszuschläge zum Basiskontingent tags und nachts in dB

Die Prüfung der planungsrechtlichen Zulässigkeit des Vorhabens erfolgt nach
DIN 45691:2006-12, Abschnitt 5. Die Einhaltung der in Tabelle 1 und Tabelle 2 festgesetzten
Werte ist im Zuge der jeweiligen Genehmigungsverfahren nachzuweisen.
Die DIN 45691:2006-12 liegt zur Einsichtnahme bei der Gemeinde vor.
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7. Festsetzungen zur Grünordnung

Bei der Gestaltung des Plangebietes sind auch gestalterische und ökologische Anforderungen
zu erfüllen. Zur Gestaltung des Ortsbildes (Raumbildung) und zur Verbesserung des
Kleinklimas (Beschattung, Schutz vor Überhitzung, Staubbindung) sind die Erhalt und die
Pflanzung von Bäumen und Sträuchern von herausragender Bedeutung. Zu diesem Zwecke
sind Grünfestsetzungen in den B-Plan aufgenommen worden.
Das Bebauungskonzept sieht vor, dass ca. 1,3 ha des 2,6 ha großen Plangebietes als
Gewerbegebiet festgesetzt werden. Weite Teile sind als öffentliche Grünflächen oder
Maßnahmenflächen überplant.
Im westlichen Bereich werden öffentliche Grünflächen mit der Zweckbestimmung
Regenwasserbeseitigung sowie für Freizeit und Erholung festgesetzt. Aufgrund des geplanten
Gewerbegebietes und der damit verbundenen möglichen Belastung des anfallenden
Oberflächenwassers ist ein Regenklärbecken mit Tauchwand und Absetzbereich innerhalb der
Grünfläche für die Regenwasserbeseitigung vorgesehen. Die Ableitung des gedrosselten und
gereinigten Niederschlagswassers soll in den Graben Wöhrdenwetter West erfolgen.
Die Fläche für Freizeit und Erholung ist noch nicht näher verplant. Angedacht ist z. B. eine
Hundeauslaufwiese. Aber auch weitere Anlagen, die der Zweckbestimmung dienen, wie Wege
oder Bänke, sind hier möglich.
Am nördlichen und südlichen Plangebietsrand sind Maßnahmenflächen festgesetzt. Sie
dienen der Eingrünung des Gewerbegebietes, als Abstand und Sichtschutz zur
Wohnbebauung, als Minimierungsmaßnahme für das Landschaftsbild und als Übergang zum
Landschaftsschutzgebiet/regionalen Grünzug.
Ebenfalls zur Minimierung des Schutzgutes Landschaftsbild, zur Belebung des
Gewerbegebietes und Rücksichtnahme auf das benachbarte Wohngebiet sind diverse
Eingrünungsmaßnahmen festgesetzt, die im Folgenden genauer benannt werden. Für
Einzelheiten wird auf den Umweltbericht verwiesen.
Im B-Plan werden auch Artenvorschläge genannt. Diese sind nicht bindend, werden aber
aufgrund ihrer Eignung als standortgerechte, insektenfreundliche und teilweise klimaresistente
Arten empfohlen. Es wird stets die Pflanzung verschiedener Arten empfohlen.

7.1. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung
von Boden, Natur und Landschaft

7.1.1. Umsetzung

Die Festsetzung der Pflanzgebote innerhalb der ersten Pflanzperiode nach
Nutzungsaufnahme dient der zeitnahen Umsetzung städtebaulich und ökologisch
erforderlicher Begrünungsmaßnahmen. Sie gewährleistet, dass die geplanten Grünstrukturen
frühzeitig wirksam werden und zur Gestaltung, Gliederung sowie ökologischen Aufwertung des
Baugebiets beitragen. Die Pflicht zur gleichwertigen Ersatzpflanzung bei Abgang geschützter
oder herzustellender Bepflanzung sichert den dauerhaften Erhalt der vorgesehenen
Grünstrukturen und unterstützt die Ziele des Klima- und Artenschutzes.
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7.1.2.  Maßnahmenflächen 1 und 2

Die Flächen mit Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur
und Landschaft (Maßnahmenflächen) mit den Kennzeichnungen 1 und 2 befinden sich am
nördlichen und südlichen Rand des Plangebietes. Innerhalb dieser Flächen sind jeweils
Bestandsgehölze in der Mitte der Flächen so weit wie möglich zu erhalten und durch
Pflanzungen im Raster 1 m × 1 m so zu ergänzen und dauerhaft zu erhalten, dass eine
mindestens 4-reihige Gehölzpflanzung entwickelt wird. Lücken von mehr als 15 % der
Gewerbegebietsseitenlänge sind durch Nachpflanzungen zu schließen. Es sind
regionaltypischen Arten zu verwenden.
Die Gehölze sind als Gehölzlinie etwa in der Mitte der Grünflächen anzulegen bzw. zu erhalten.
Entlang der Innen- und Außenseiten (abseits der Gräben) ist eine streifenförmige naturnahe
Wiese zu entwickeln und mit folgenden Maßnahmen zu pflegen:

¶ Mahd ab dem 1. August eines Jahres und danach mind. 1 weiteres Mal pro Jahr vor
Winterbeginn,

¶ Kein Ausbringen von Pflanzgut (abgesehen für die o. g. Gehölzreihen), Einsaaten,
Düngemitteln und Pflanzenschutzmitteln jedweder Art.

Die beiden Gräben innerhalb der Maßnahmenfläche Nr. 2 sind in ihrer Nutzungsfähigkeit zu
erhalten.
Die Gehölzreihen sind dauerhaft zu erhalten. Abgrabungen und Aufschüttungen sind in den
Maßnahmenflächen Nr. 1 und 2 mit Ausnahme der Bestandsgräben unzulässig.

Die Maßnahmenflächen Nr. 1 und 2 sind dauerhaft gegenüber den Gewerbegebieten durch
einen mind. 1,5 m hohen Zaun an der Außenseite der Gewerbegebiete abzuzäunen.
Die Maßnahmenflächen dienen dem Schutz, der Pflege und der Entwicklung von Boden, Natur
und Landschaft gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB. Die Erhaltung und Ergänzung der
Bestandsgehölze sowie die Entwicklung mindestens vierreihiger Gehölzstrukturen tragen zur
ökologischen Aufwertung, zur Förderung der Biodiversität und zur Gliederung des
Landschaftsbildes bei. Die Anlage naturnaher Wiesen und der Verzicht auf Düngung und
Pflanzenschutzmittel fördern standorttypische Vegetation und Insektenlebensräume. Die
Pflegevorgaben sichern die langfristige Entwicklung der Flächen, während die Einzäunung
eine ungestörte Entwicklung gewährleistet und Beeinträchtigungen durch das angrenzende
Gewerbegebiet verhindert.

7.1.3. Artenschutz

Faunistische Potenzialanalyse, Brutbestandserfassung und Artenschutzuntersuchung für den B-Plan
Nr. 8 in Haseldorf, „Gewerbegebiet westlich Kamperrege“, Dipl. Biol. Karten Lutz, März 2025

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes sind eine faunistische Potenzialanalyse,
eine Brutbestandserfassung und eine Artenschutzuntersuchung (integriert in einem
Gutachten) mit folgendem Ergebnis erstellt worden. Das Gutachten ist Teil der Begründung.
Für Einzelheiten wird auf die Anlage und den Umweltbericht verwiesen.
Eine Bestandserfassung ergibt das Vorkommen von Brutvogelarten in den Gehölzen und
weiteren Arten, die hier ein Nahrungsgebiet haben. An Amphibien wurden Erdkröte und
Grasfrosch festgestellt. Fledermäuse haben potenziell Quartiere und Lebensräume in Teilen
des Untersuchungsgebietes. Für die Arten, die nach den europäischen Richtlinien (FFH-RL,
Anh. IV [Fledermäuse] und europ. Vogelarten) geschützt sind, wurde eine
artenschutzrechtliche Betrachtung vorgenommen.
Die im Untersuchungsgebiet vorkommenden Brutvogelarten sind vom Verlust ganzer
Brutreviere und damit einer Zerstörung oder Beschädigung ihrer Fortpflanzungsstätte im Sinne
des § 44 BNatSchG durch das Vorhaben betroffen, da eine große Gehölzfläche beseitigt wird.
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Die ökologischen Funktionen bleiben erhalten, wenn eine neue Gehölzfläche von 1,5 ha
(Ausgleich 1:1) geschaffen wird.
Fortpflanzungs- und Ruhestätten von Fledermäusen werden zerstört. Die Verluste können mit
der Bereitstellung künstlicher Höhlen und der Bereitstellung von neuen Gehölzflächen
(dieselben Flächen wie für Vögel) kompensiert werden. Durch Kompensationsmaßnahmen
(Bereitstellung künstlicher Fledermausquartiere) können die ökologischen Funktionen jedoch
erhalten bleiben.

Zur Vermeidung eines Verstoßes gegen die artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände sind
gemäß der „Faunistischen Potenzialanalyse, Brutbestandserfassung und
Artenschutzuntersuchung …" (Lutz 2025) folgende Maßnahmen umzusetzen:

a) Keine Rodung von Gehölzen in der Brutzeit (01. März bis 30. September,
allgemeingültige Regelung § 39 BNatSchG).

b) Keine Rodung von Gehölzen am Südrand (Kreuzschraffur in Abbildung 10) in der
Fledermaussommerquartierzeit (01.02. bis 30.11.). Diese Maßgabe entfällt, wenn eine
Besatzkontrolle vor Beginn der Fällungen keine Fledermausvorkommen ergibt.

c) Anwendung geeigneter Vermeidungsmaßnahmen zur Verhinderung von Kollisionen an
den Glasflächen der hohen Gebäude, insbesondere durchsichtigen Ecken und
durchsichtigen Balkonbrüstungen und Windschutzverglasungen.

d) Bereitstellung von künstlichen Quartieren für Fledermäuse, wenn Großbäume
(Kreuzschraffur der Abbildung 10) gerodet werden. Für die gerodete Baumfläche
müssen fünf Fledermauskästen, die in der Größe Vogelnistkästen entsprechen,
installiert werden (Beispiel: Fledermaushöhle 2F der Fa. Schwegler).

e) Schaffung eines neuen naturnahen Gehölzes (z. B. Waldneubildung, Schaffung eines
gestuften Waldrandes, Anlegen von Knicks in ausgeräumter Agrarlandschaft, Anlegen
einer Streuobstwiese) im Umfang von 1,5 ha (Ausgleich 1:1).

Abbildung 10 - Flächen mit potenziellen Fledermaussommerquartieren (Kreuzschraffur)
Quelle: Faunistische Potenzialanalyse, Brutbestandserfassung und Artenschutzuntersuchung für den B-
Plan Nr. 8 in Haseldorf, „Gewerbegebiet westlich Kamperrege“, Dipl. Biol. Karten Lutz, März 2025, S. 12

Kartengrundlage: ©2021 Google Earth
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Č Die ersten vier Vermeidungsmaßnahmen (a-d) werden im B-Plan textlich
festgesetzt. Die Fläche der o.g. Maßnahme b) "Keine Rodung von Gehölzen in
der Fledermaussommerquartierzeit" wird zusätzlich in der Planzeichnung
verortet (Eingriffsbereichs in das Naturschutzrecht, mit Kennzeichnung 3).

Č Bei der Maßnahme e) handelt es sich um eine Kompensationsfläche, die
außerhalb des Geltungsbereiches zu schaffen und spätestens zum
Satzungsbeschluss zu nennen ist.

Č Auf Empfehlung des Verfassers des Umweltberichtes wird folgende
Festsetzung zusätzlich aufgenommen: "Die Beseitigung von Gräben mit
Eignung als Amphibienlaichgewässer ist im Zeitraum vom 01.03. bis 31.07.
eines jeden Jahres unzulässig", da Bau- und Gestaltungsmaßnahmen an
Gräben zu einem Laichgewässerverlust führen könnten.

Im Artenschutzgutachten wurde eine Betroffenheit durch Fledermäuse festgestellt. Daher wird
als weitere Minimierungsmaßnahme die folgende Festsetzung ergänzt.
Die Bäume sowie auch die Gehölzstrukturen beherbergen viele Insekten und dienen
Fledermäusen üblicherweise auch als Nahrungsrevier. Von den in Deutschland
vorkommenden Insektenarten sind etwa 70 Prozent nachtaktiv. Viele davon sind bereits in
ihrem Bestand gefährdet. Haben Insekten eine künstliche Lichtquelle entdeckt, umfliegen sie
diese bis zur völligen Erschöpfung oder sie kollidieren mit der Lampe, werden angesengt und
verletzen sich dabei tödlich. Daher werden insektenfreundliche Leuchtmittel vorgeschrieben.
Das gilt für alle Außenflächen, also Verkehrsflächen, Stellplatzflächen, private Gartenflächen
etc.
Dies beinhaltet staubdichte, nach unten ausgerichtete und zu öffentlichen Grün- und
Maßnahmenflächen hin abgeschirmte LED-Leuchten, sodass eine direkte Lichteinwirkung
vermieden wird. Zulässig sind auch Natriumdampfhochdrucklampen und
Natriumdampfniederdrucklampen.
Eine direkte Beleuchtung der öffentlichen Grün- und Maßnahmenflächen an den Außenseiten
der Gewerbegebiete ist unzulässig.
Werbeanlagen sind innerhalb des Nachtzeitraums (22:00 - 06:00 Uhr) unzulässig.
Als insektenfreundlich gelten z.B. „warmweiße“ LED-Lampen mit einer Farbtemperatur von
3000 K oder weniger oder Natriumdampfhochdrucklampen (SE/ST, NAV oder HPS). Eine
weitere Alternative stellen Natriumdampfniederdrucklampen (LS-, NA- oder SOX) dar.
Aufgrund ihres monochromatischen Lichtes mit einer Wellenlänge von etwa 590 nm ohne
Blau- und UV-Anteil sind sie für Insekten kaum sichtbar und außerdem in der Lage, Dunst und
Nebel gut zu durchdringen. Überdies sind sie sehr effizient.

Nach derzeitiger Einschätzung werden unter Berücksichtigung der Bauzeitenregelungen und
bei Umsetzung der aufgeführten Vermeidungs-, Minimierungs- und
Kompensationspflanzungen (letzteres bezogen auf die Bäume) die Voraussetzungen für eine
Verträglichkeit des Planvorhabens hinsichtlich der artenschutzrechtlichen Belange gegeben
sein.

Abweichungen von den genannten Zeiträumen und Maßnahmen bedürfen der Zustimmung
der unteren Naturschutzbehörde.
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7.2. Erhaltungsgebote

An der Straße Kamperrege befinden sich zwei Bäume auf gemeindefremdem Grund, die zu
erhalten sind. Die Bäume sind in der Planzeichnung als zu erhalten festgesetzt. Sie sind auf
Dauer in ihrer arttypischen Wuchsform zu erhalten und bei Abgang gleichartig mindestens in
der „Qualität Hochstamm 3 x verpflanzt“, Stammumfang 18-20 cm entlang der Straße
Kamperrege zu ersetzen.

7.3. Anpflanzgebote

7.3.1. Baumpflanzungen auf den Grundstücken

Auf jedem Baugrundstück ist je angefangener 1.000 m² Grundstücksfläche ein
Hochstammlaubbaum, Stammumfang mindestens 18 cm, auf einer jeweils mindestens 12 m²
großen, offenen Vegetationsfläche zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Das Pflanzloch
muss so bemessen sein, dass es für das Wurzelwerk auch nach Jahrzehnten noch genug
Platz bietet. Kopfbäume und Kugelformen dürfen nicht verwendet werden. Bei Abgang der
Gehölze ist gleichwertiger Ersatz zu schaffen. Im Kronentraufbereich sind Nebenanlagen,
Carports, Garagen und Stellplätze unzulässig.
Die Festsetzung verfolgt sowohl ökologische als auch gestalterische Ziele. Die Pflicht zur
Pflanzung von Hochstammlaubbäumen verbessert das Mikroklima, stärkt die Artenvielfalt und
trägt zur grünen Struktur des Gewerbegebiets bei. Das Verbot von Nebenanlagen im
Kronentraufbereich schützt den Wurzelraum und sichert die gesunde Entwicklung der Bäume.
Insgesamt fördern diese Regelungen eine nachhaltige, funktionale und ästhetisch hochwertige
Baugebietsentwicklung.

7.3.2. Flächen zum Anpflanzen und zur Erhaltung von Gehölzen

Die Festsetzung einer zweireihigen, heimischen und standortgerechten Laubgehölzhecke auf
einem 4 m breiten Vegetationsstreifen entlang der Kreisstraße dient der landschaftlichen
Eingrünung des Gewerbegebiets, insbesondere im sensiblen Eingangsbereich des
Siedlungskerns. Sie schafft einen gestalterisch hochwertigen Übergang zwischen
Verkehrsfläche und gewerblicher Nutzung und trägt zur optischen Einbindung des Gebiets in
die umgebende Landschaft bei.
Durch die dichte Pflanzung mit einem Abstand von maximal 1 m und die Verwendung von
mindestens zweimal verpflanzter Ware wird eine robuste, strukturreiche Hecke gewährleistet,
die nicht nur das Ortsbild aufwertet, sondern auch ökologische Funktionen erfüllt. Heimische
Gehölze bieten Lebensraum für Tiere, verbessern das Mikroklima und wirken als natürliche
Filter gegenüber Lärm und Luftschadstoffen aus dem Straßenverkehr.

7.4. Straßenbegleitgrün / G,F,L - Recht

Zur Erschließung der westlich gelegenen Grünflächen wird eine öffentliche Grünfläche mit der
Zweckbestimmung Straßenbegleitgrün festgesetzt. Diese umfasst auch die Freihaltezonen
der Wendeschleife.
Die Freihaltezonen dürfen unterbrochen werden, sofern dies zur Erschließung der
angrenzenden Gewerbegrundstücke erforderlich ist. In diesen Bereichen entstehen
Übergänge zu den Grundstückszufahrten, die dort keinen durchgängigen Grüncharakter
aufweisen müssen. Entscheidend ist, dass keine Zäune oder Nebenanlagen errichtet werden,
die die Funktion der Freihaltezonen der Wendeschleife beeinträchtigen.
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Die Erschließung der westlichen Grünflächen sowie der Regenwasserklär- und
-beseitigungsanlage erfolgt über Geh-, Fahr- und Leitungsrechte zugunsten der Gemeinde
sowie der Ver- und Entsorgungsträger. Die Grünfläche darf in diesem Bereich zur Pflege der
Gräben und Grünflächen sowie zur Wartung der Regenwasserbeseitigungsanlage befahren
werden. Ferner dient sie der fußläufigen Anbindung, beispielsweise zur geplanten
Hundeauslaufwiese.
Die Gestaltung der überfahrbaren Bereiche hat so zu erfolgen, dass die Funktion als
Grünfläche weitestgehend erhalten bleibt – etwa durch den Einsatz von Schotterrasen oder
vergleichbaren begrünten Belägen.
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8. Örtliche Bauvorschriften (§ 86 Abs. 1 LBO)

Um die Realisierung der beschriebenen städtebaulichen Ziele zu gewährleisten, sind
Vorschriften über die Gestaltung der künftigen Bebauung entwickelt worden, die jedoch ein
großes Maß an individuellem Spielraum zulassen. Durch die Gestaltungsfestsetzungen
werden optische Störungen vermieden und die Erhaltung eines einheitlichen und
geschlossenen Erscheinungsbildes gewährleistet. Diese Regelungen werden gemäß § 9 Abs.
4 BauGB i.V.m. § 86 Landesbauordnung Schleswig-Holstein aufgenommen.

8.1. Unversiegelter Grundstücksanteil

Schottergärten sind in Schleswig-Holstein gemäß § 8 Absatz 1 der Landesbauordnung (LBO)
grundsätzlich verboten. Sie enthalten meist nur wenig oder gar keine Pflanzen. Gerade
Pflanzflächen und kleine Grünflächen haben eine besondere Bedeutung für die Artenvielfalt
und das Klima in der Stadt. Der Naturschutzbund Deutschland ist davon überzeugt, dass sie
sogenannte ökologische Trittsteine für Pflanzenarten, Insekten und Vögel bilden, die auf der
Suche nach Nahrung und Nistplätzen von Trittstein zu Trittstein wandern. Grünflächen liefern
saubere, frische Luft. Kies- und Steinflächen heizen sich dagegen stärker auf, speichern
Wärme und strahlen sie wieder ab. Aus gestalterischen Gründen und zum Vorteil des
Naturschutzes und des Gemeindeklimas werden „Schottergärten“ daher ausgeschlossen.
Die unversiegelten Grundstücksflächen (mind. 20 %) sind mit offenem oder bewachsenem
Boden als Vegetationsschicht (beispielsweise mit insektenfreundlichen Wiesenmischungen,
heimischen Gehölzen, Rasen etc.). anzulegen, zu begrünen und dauerhaft zu unterhalten.
Flächenhafte Stein-/ Kies-/ Split- und Schottergärten, Steinbeete sowie
Durchwurzelungsschutzfolien oder ein Geotextil sind generell unzulässig.

8.2. Werbeanlagen

Die Festsetzung zur Beschränkung von Werbeanlagen im Plangebiet dient dem Schutz des
Ortsbildes und der Umwelt. Durch die Zulässigkeit ausschließlich firmenbezogener Werbung
wird eine visuelle Überfrachtung vermieden und die gewerbliche Nutzung klar und
zurückhaltend kommuniziert. Das Verbot von Wechsellicht und Werbeanlagen oberhalb der
Dachkante trägt zur Rücksichtnahme gegenüber der angrenzenden Wohnbebauung bei. So
wird eine ausgewogene Verbindung zwischen gewerblicher Nutzung, Natur- und Artenschutz
sowie dem Erscheinungsbild des Siedlungskerns erreicht.
Bezüglich der Insektenfreundlichkeit von beleuchteten Werbeanlagen wird auf Kapitel 7.1.3,
Seite 27 verwiesen

8.3. Müllbehälter

Von den öffentlichen Verkehrsflächen einsehbare Müllboxen, Müllsammelbehälter und
Standorte für Recyclingbehälter sind in voller Höhe entweder durch Hecken einzugrünen, mit
berankten Pergolen zu überspannen oder mit begrünten Zäunen zu umgeben. Diese
Festsetzung dient der gestalterischen Aufwertung des Straßenraums und dem Schutz des
Ortsbildes. Durch die Begründung werden funktionale, aber optisch störende Elemente
harmonisch in die Umgebung integriert. Dies trägt insbesondere in gewerblich genutzten
Bereichen zur Verbesserung der Aufenthaltsqualität und zur Akzeptanz durch Anwohner und
Besucher bei.
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8.4. Abgrabungen und Aufschüttungen / Höhenangleichungen

Damit keine unansehnliche ortsunangemessene Situation entsteht und die Neuanpflanzungen
nicht durch möglicherweise erforderlich werdende Höhenangleichung geschädigt werden, sind
die Geländeübergänge der Privatgrundstücke (GE) zu den Nachbargrundstücken bzw. zu den
Verkehrsflächen, sofern erforderlich, ohne Niveauversprung in Form einer Abböschung
herzustellen.
Höhenangleichungen dürfen gem. § 67 LBO Schl.-H ausnahmsweise auch ohne Abböschung
hergestellt werden, wenn dadurch das Ortsbild, die Gehölzanlagen, die Erschließung und die
benachbarten Privatgrundstücke nicht negativ beeinträchtigt werden.
Verfahrensfrei nach § 62 der LBO 2022 sind „selbstständige Aufschüttungen und
Abgrabungen", die nicht größer als 1.000 m² sind und deren zu verbringende Menge nicht
mehr als 30 m³ beträgt. Selbstständige Aufschüttungen und Abgrabungen oberhalb dieser
Kriterien bedürfen einer Genehmigung.
Als qualitative Anforderungen für angeliefertes „Bodenmaterial" sind die Vorsorgewerte der
BBodSchV maßgeblich.
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9. Kennzeichnungen und nachrichtliche Übernahmen,
Hinweise

Im Bauleitplan haben Kennzeichnungen und nachrichtliche Übernahmen eine wichtige
Funktion, um bestimmte Sachverhalte darzustellen, die nicht selbst durch den Plan dargestellt
werden, aber für die Planung relevant sind.
Kennzeichnungen weisen auf besondere Gegebenheiten hin, die bei der Nutzung eines
Grundstücks zu beachten sind. Sie sind nicht rechtsverbindlich dargestellt, sondern dienen der
Information und Sensibilisierung. Bei nachrichtlichen Übernahmen handelt es sich um die
Übernahme von Festsetzungen aus anderen Rechtsbereichen. Diese Festsetzungen gelten
unabhängig vom Bauleitplan, werden aber nachrichtlich übernommen, um sie im Plan sichtbar
zu machen und die Planung daran auszurichten.

9.1. Zugrunde liegende Vorschriften

Die der Planung zugrunde liegenden Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlass und DIN-
Vorschriften) können beim Amt Geest und Marsch Südholstein, Wedeler Chaussee 21, 25492
Heist, eingesehen werden.

9.2. Geltende Satzungen

Für das Gemeindegebiet gilt die Ortsgestaltungssatzung Haseldorf in der jeweils gültigen
Fassung.
Es gilt die Satzung der Gemeinde Haseldorf über die Herstellung notwendiger Stellplätze oder
Garagen für Gebäude mit Wohnungen sowie die Ablösung der Herstellungspflicht und die
Höhe der Ablösungsbeträge (Stellplatzsatzung) in der jeweils gültigen Fassung.

9.3. Anbauverbotszone / Vorgaben zum Bau an der Kreisstraße

Ein Teil des Bebauungsplanes befindet sich in der Anbauverbotszone an die Kreisstraße
Kamperrege. Gemäß § 29 StrWG SH dürfen u. a. Hochbauten jeder Art außerhalb der zur
Erschließung der anliegenden Grundstücke bestimmten Teile der Ortsdurchfahrt in einer
Entfernung bis zu 15 m bei Kreisstraßen, jeweils gemessen vom äußeren Rand der
befestigten, für den Kraftfahrzeugverkehr bestimmten Fahrbahn, nicht errichtet werden.
Genehmigungen für bauliche Anlagen dürfen in einer Entfernung bis zu 30 m von der
Baugenehmigungsbehörde nur nach Zustimmung des Trägers der Straßenbaulast erteilt
werden. (§ 30 StrWG).
Anlagen der Außenwerbung sowie Aufschüttungen und Abgrabungen größeren Umfangs
stehen außerhalb der Ortsdurchfahrt den Hochbauten gleich. Der Träger der Straßenbaulast
kann Ausnahmen von dem Anbauverbot zulassen

Die Beleuchtung ist so auszubilden, dass sie durch ihre Form, Farbe, Größe oder den Ort
und die Art der Anbringung nicht zu Verwechslungen mit Verkehrszeichen und -einrichtungen
Anlass gibt oder deren Wirkung beeinträchtigen kann. Alle Lichtquellen sind so abzuschirmen,
dass eine Blendung der Verkehrsteilnehmer auf der Kreisstraße und der benachbarten
Wohnbebauung nicht erfolgt.
Dies gilt auch für Blendeffekte durch eventuell auf Dächern zu installierende
Photovoltaikanlagen und ähnliche Bauten, die auf die Verkehrsteilnehmer ausgerichtet sein
werden.
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9.4. Schutz von Bäumen

Bei Bautätigkeiten gelten die DIN 18920:2014-07 "Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen
und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen" und die R SBB „Richtlinien zum Schutz von
Bäumen und Vegetationsbeständen bei Baumaßnahmen“ sowie die ZTV-Baumpflege (2017)
"Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen und Richtlinien für Baumpflege", 6. Auflage der
Forschungsgesellschaft Landschaftsentwicklung, Landschaftsbau, Bonn, 82 S.
Auf nicht bebauten Flächen ist die Durchlässigkeit des Bodens wiederherzustellen.

9.5. Wasserschutzgebiet

Das Plangebiet liegt gemäß der Landesverordnung über die Festsetzung eines
Wasserschutzgebietes für die Wassergewinnungsanlagen der Holsteiner Wasser GmbH,
Neumünster - Wasserwerk Haseldorfer Marsch - (Wasserschutzgebietsverordnung
Haseldorfer Marsch) vollständig in der Schutzzone III B des Wasserschutzgebietes.
Der Einbau von auswasch- oder auslaugbaren wassergefährdenden Materialien (z.B. Boden-
und Recyclingmaterial, Bauschutt) ist in der Schutzzone III B verboten. Verwendetes Material
muss den Anforderungen des Regelwerks 20 der LAGA (Anforderungen an die stoffliche
Verwertung von mineralischen Reststoffen/Abfällen der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall)
entsprechen. Vor dem Einbau solcher Materialien ist daher eine Abstimmung mit der unteren
Wasserbehörde erforderlich und die entsprechenden Unbedenklichkeitsnachweise des
Materials (Zertifikate bzw. Laboranalysen) sind der Wasserbehörde vor dem Einbau
vorzulegen.
Die Verwendung von wassergefährdenden Betonzuschlagstoffen ist unzulässig.
Bei der Verlegung von Abwasserleitungen und -kanälen im Wasserschutzgebiet sind die DIN
EN 1610 und das ATV-Arbeitsblatt A 142 zu beachten.

9.6. Hochwasserrisikogebieten

Der Geltungsbereich befindet sich vollständig innerhalb eines Hochwasserrisikogebiets.
Aufgrund der Lage hinter einem Landesschutzdeich, wurde das Areal in den amtlichen Karten
als ausreichend geschütztes Gebiet ausgewiesen. Etwaige Bauverbotsregelungen gem. § 82
Abs. 1 Nr. 4 LWG finden damit keine Anwendung.
Es muss jedoch stets berücksichtigt werden, dass in sturmflutgefährdeten Regionen keine
vollständige Sicherheit gewährleistet werden kann – selbst nicht hinter Landesschutzdeichen.
Es sollten in Eigenverantwortung geeignete Vorsorgemaßnahmen zum Schutz vor
nachteiligen Hochwasserfolgen und zur Schadensminimierung getroffen werden.
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9.7. Landschaftsschutzgebiet

Das Plangebiet grenzt im Norden gemäß der Kreisverordnung über das
Landschaftsschutzgebiet „Pinneberger Elbmarschen“ (LSG 04) im Kreis Pinneberg vom
29.03.2000 an des LSG 04 an.

9.8. Wald

Im Plangebiet wurde Wald gem. Landeswaldgesetz (LWaldG) festgestellt.
Ausgehend von einer Überprüfung des Plangebiets auf vorkommende gesetzlich geschützte
Biotope durch das Landesamt für Umwelt des Landes Schleswig-Holstein (LfU) wurden zu
einer vom LfU festgestellten Pionierwaldfläche diverse Abstimmungen mit der Forstbehörde
durchgeführt. Aufgrund des geringen Entwicklungsalters (=> „Pionierwald“), der geringen
Flächenausdehnung, der fehlenden Verbindung zu weiteren Waldflächen und der Lage in
geringer Entfernung zu Bestandsbebauungen (=> B-Plan Nr. 4) wurde von der Unteren
Forstbehörde eine Genehmigung zur Waldumwandlung in Aussicht gestellt, sofern eine
Waldneuanlage in gleicher Größe gesichert werden kann.

9.9. Biotop

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 8 der Gemeinde Haseldorf wurde
vonseiten des Landesamts für Umwelt des Landes Schleswig-Holstein (LfU) festgestellt, dass
sich auf der Flur 5, Flurstück 24/19, worüber das neue Gewerbegebiet erschlossen werden
soll, ein gesetzlich geschütztes Röhricht-Biotop befindet.
Die Gemeinde ließ mehrere Erschließungsvarianten, mit der Zielsetzung, das Biotop zu
erhalten, prüfen (vgl. Alternativflächenprüfung für Gewerbeflächen und Prüfung von
Erschließungsvarianten aufgrund eines Röhricht-Biotops an der Kreisstraße Kamperrege;
dn.stadtplanung GbR, Rellingen und Büro Günther & Pollok Landschaftsplanung, Itzehoe,
Oktober 2025 im Anhang der Begründung).
Eine Verlegung der Straße würde zwar den vollständigen Erhalt des Biotops ermöglichen,
bringt jedoch erhebliche Nachteile mit sich: zusätzliche Privatstraßen mit eingeschränkter
öffentlicher Nutzung, ungünstige Grundstückszuschnitte, höhere Erschließungskosten (rund
300.000 € Mehrkosten) und eine geringere wirtschaftliche Nutzbarkeit der Fläche.
Zudem würde die Nähe des Gewerbegebiets zum ökologisch empfindlichen Biotop trotz
dessen Erhalt zu erheblichen Beeinträchtigungen führen – etwa durch Lärm, Licht und
Schadstoffe.
Die Gemeinde entschied sich daher dazu, das Biotop weiter nördlich im
Landschaftsschutzgebiet auszugleichen.
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Abbildung 11 - Lage des Biotops (rot schraffiert)
Quelle: Landesamt für Umwelt S-H. (2023)

Abbildung 12 - Fotos mit dem erkennbaren Röhricht-Streifen vom 23.08.2022
Quelle: G&P, Reinhard Pollok

Kartengrundlage: ©2025 GeoBasis-DE/LVermGeo SH, BKG
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9.10. Kompensation

Die Fläche des vorhandenen Schilfröhrichts als gesetzlich geschütztem Biotop wird
beeinträchtigt und kompensiert, indem unmittelbar nördlich des Plangeltungsbereich eine
mindestens 506 m² große Teilfläche im Südosten des Flurstücks 22 (Flur 5, Gemarkung
Haseldorf) durch ein Röhricht entwickelt wird.

Ein ca. 7.500 m² großer Pionierwald „WPw“, der sich aus der nicht bewirtschafteten
Bandreißerkultur entwickelt hat, wird durch eine gleich große Waldneuanlage auf Flurstück
26/1 der Flur 8 in der Gemarkung Haseldorf ausgeglichen.

Südlich der geplanten eingeschränkten Gewerbegebietsflächen (GEe1) wird eine 11,4 m bis
27,9 m breite Maßnahmenfläche Nr. 2 nach § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB vorgesehen, innerhalb
der auch bestehende Gehölze erhalten werden sollen. Dadurch wird der Gehölzverlust
verringert und zugleich wird mit Blick auf das Ortsbild und die unterschiedlichen
Flächenfunktionen (Wohngebiet im Süden, Gewerbegebiet im Norden) eine visuelle Trennung
aufrechterhalten.

Die geplante 10 m breite Maßnahmenfläche Nr. 1 im Norden des Plangebiets beinhaltet
ebenfalls die Sicherung eines Gehölzstreifens, der unter teilweiser Erhaltung von
Bestandsgehölzen zu entwickeln ist.

Eingriffe in das Schutzgut Tiere einschließlich der biologischen Vielfalt sind bezgl.
Brutvogelvorkommen zu erwarten. Zur Kompensation wird entsprechend dem Ergebnis eines
Artenschutzgutachtens (Lutz 2025) eine 1,5 ha große Fläche als unregelmäßig strukturierte
Gehölzfläche entwickelt. Dafür stehen entsprechend große Teilflächen der Flurstücke 26/1 und
26/2, Flur 2, Gemarkung Haseldorf zur Verfügung. Hierdurch wird zugleich der
Kompensationsbedarf von Eingriffen in das Schutzgut Boden und zur Waldbildung abgegolten.

Außerdem werden artenschutzrechtlich erforderliche Maßnahmen umzusetzen sein.

Für die geplanten Bebauungen wurde ein Kompensationsflächenbedarf von 9.181 m² ermittelt,
der zu einem Anteil von 4.590 m² innerhalb des Plangeltungsbereichs durch naturnahe
Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft „1“ und „2“ und ansonsten (4.591 m²) schutzgutübergreifend in Doppelfunktion
zusammen mit den aus artenschutzrechtlichen Gründen bereitzustellen
Kompensationsflächen von 1,5 ha auf Teilflächen der Flurstücke 26/1 und 26/2 der Flur 8 in
der Gemarkung Haseldorf abgegolten wird.

9.11. Denkmalschutz

Ein schmaler Teil an der Straße Kamperrege liegt in einem archäologischen
Interessensgebiet. Es ist also mit archäologischer Substanz zu rechnen. Daher gilt
insbesondere § 15 DSchG: Wer Kulturdenkmale entdeckt oder findet, hat dies unverzüglich
unmittelbar oder über, die Gemeinde der oberen Denkmalschutzbehörde mitzuteilen. Die
Verpflichtung besteht ferner, für die Eigentümer:In und die Besitzer:In des Grundstücks oder
des Gewässers, auf oder in dem der Fundort liegt, und für die Leiter:In der Arbeiten, die zur
Entdeckung oder zu dem Fund geführt haben: Die Mitteilung einer oder eines der
Verpflichteten befreit die Übrigen. Die nach Satz 2 Verpflichteten haben das Kulturdenkmal
und die Fundstätte in unverändertem Zustand zu erhalten, soweit es ohne erhebliche Nachteile
oder Aufwendungen von Kosten geschehen kann. Diese Verpflichtung erlischt spätestens
nach Ablauf von vier Wochen seit der Mitteilung.
Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche Zeugnisse wie
Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit.
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Abbildung 13 - Übersicht der archäologischen Interessensgebiete

Quelle: Archäologieatlas SH

Kartengrundlage: ©2025 GeoBasis-DE/LVermGeo SH, BKG
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10. Energieeinsparung/ Umweltvorsorge

Klimaforscher und Meteorologen prognostizieren für die kommenden Jahrzehnte mehr
Winterregen, trockenere Sommer, verstärkte Bodenerosionen, mehr Extremwetterlagen, mehr
Hitzetage, mehr Starkregen und vermehrtes Auftreten von Tornados - Ereignisse mit
problematischen Folgen für Natur und Umwelt.
Umweltschutz und Umweltvorsorge sind nach § 1 Abs. 5 BauGB als planerische Ziele
festgesetzt. Demnach soll die städtebauliche Planung zur Vermeidung, Verringerung und zum
Ausgleich nachteiliger Umweltauswirkungen beitragen. Nachfolgend werden Empfehlungen
an die Bauherren aufgeführt, um die umweltrelevanten Beeinträchtigungen zu verringern.

Aus Gründen der Umweltvorsorge werden bei der Errichtung von Gebäuden bauliche
Maßnahmen für den Einsatz erneuerbarer Energien (regenerative Energiesysteme) wie
insbesondere Solarenergie über das gesetzliche Maß hinaus empfohlen. Mit der
zunehmenden Notwendigkeit, fossile Brennstoffe nicht nur im Stromsektor, sondern auch im
Wärme- und Verkehrsbereich durch erneuerbare Energien zu ersetzen, wird der Bedarf an
Photovoltaikanlagen in den kommenden Jahren deutlich steigen. Der Fokus beim Ausbau der
Photovoltaik in Europa sollte gem. „Hintergrundpapier: Der naturverträgliche Ausbau der
Photovoltaik“1 des NABU verstärkt auf die Dachanlagen von Gebäuden gelenkt werden. „Hier
besteht großes Potenzial, vornehmlich für die Energieversorgung urbaner Räume. […] Um
Straßen und Häuser zu bauen, werden Böden versiegelt – mit gravierenden Auswirkungen für
die Umwelt. Die Biodiversität geht zurück oder verschwindet sogar vollends. Demzufolge ist
es wichtig, versiegelte Flächen effektiv und effizient zu nutzen.“
Solaranlagen auf Dächern sind langlebig und produzieren über Jahrzehnte Strom. Zusätzlich
erhöht eine PV-Dachanlage den Immobilienwert und mindert die Abhängigkeit von fossilen
Brennstoffen und den fluktuierenden Preisen.

Gründächer produzieren Sauerstoff, filtern verschmutzte Luft, absorbieren Strahlung,
speichern Regenwasser und verdunsten es langsam und verbessern dadurch insgesamt das
Klima.
Neben den ökologischen Vorteilen für Flora und Fauna verstärkt eine Dachbegrünung die
Dämmeigenschaften des Daches. Sie wirkt hitzeabweisend im Sommer und wärmedämmend
im Winter. Dies steigert die Aufenthaltsqualität bei geringerem Energieverbrauch. Zum
anderen trägt eine Bauwerksbegrünung zur ästhetischen Aufwertung des Gebäudes und
Baugebietes bei und mindert die Regenwasserlast. Daher wird eine Dachbegrünung
ausdrücklich empfohlen.
Deren Substrate sind so zusammenzustellen, dass sie keinen Nährstoffüberschuss oder
schädliche Stoffe enthalten und abgeben, um eine Überdüngung der nachfolgenden Gewässer
zu vermeiden.
Die Kombination von Gründächern und Solaranlagen ist möglich und wurde vielerorts
angewendet. Zur Veranschaulichung, wie die Kombination beider Anlagen aussehen kann,
wird auf die Auszüge aus der BuGG-Fachinformation „Solar-Gründach” verwiesen, einsehbar
unter folgendem Link: https://www.bund-lemgo.de/download/FB_Solar_Gruendach_int.pdf.

Der Erhaltung der neuzupflanzenden Bäume ist durch den Klimawandel erschwert.
Ausschlaggebend für eine lange Lebenszeit sind u. a. die Bodenstrukturen, der
Wasserhaushalt und Schutzmaßnahmen. Daher ist für die neu zu pflanzenden Bäume
Folgendes zu empfehlen:

1 https://www.nabu.de/imperia/md/content/nabude/energie/solarenergie/210421-nabu-infopapier-photovoltaik.pdf
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¶ Bei Baumpflanzungen ist auf eine fachgerechte und standortgemäße Vorbereitung der
Pflanzgruben zu achten. Aufgrund des Klimawandels kann es zu längeren
Trockenperioden kommen. Damit die Bäume nicht vertrocknen und der langfristige
Erhalt der Bäume gewährleistet werden kann, ist der Einsatz von Baumrigolen zu
prüfen.

¶ Die Wege und Plätze sollten so geplant werden, dass das Regenwasser über Rinnen
zu den Bäumen geleitet wird.

¶ Das Pflanzloch muss so bemessen sein, dass es für das Wurzelwerk auch nach
Jahrzehnten noch genug Platz bietet.

¶ Zum Schutz der Bäume vor „Sonnenbrand“ sollten die Stämme mit einer Mischung aus
Kalk und anderen pflanzenstärkenden Stoffen „angestrichen“ werden. Die weiße
Farbe reflektiert das Sonnenlicht und verhindert so, dass sich die Rinde zu schnell
erwärmt. Da viele heimische Baumarten und vor allem junge Bäume eine relativ dünne
Rinde besitzen, sind sie den hohen Temperaturen im Sommer und den Minusgraden
im Winter fast schutzlos ausgesetzt. Die steigenden Sommerhöchsttemperaturen,
kombiniert mit Dürrephasen, lassen die temperaturbedingten Rindenschäden stetig
steigen. Eine mögliche Folge, ist das massive Auftreten von Pilzfäule, das ein
Absterben des Stammes zur Folge haben kann.

In dem Zuge wird zur Förderung einer nachhaltigen urbanen Entwicklung die Anwendung der
Schwammstadt-Strategie empfohlen. Das Konzept der Schwammstadt sieht vor, den
vorhandenen Bäumen im Straßenraum oder auf den Grundstücken unterhalb der befestigten
Oberfläche in miteinander verbundenen Schotterkörpern mehr Raum zu geben. Das Substrat
unter der Oberfläche ist dabei namensgebend für das Konzept und funktioniert wie ein
Schwamm. Splitt, vermischt mit Kompost und anderen Substanzen, bietet den Wurzeln
genügend lockeren Untergrund, um sich darin auszubreiten. Gleichzeitig kann das Substrat in
den kleinen Hohlräumen Wasser speichern, das dem Baum dadurch zur Verfügung steht und
langsamer an die Umgebung und die Kanalisation abgegeben wird. Diese Maßnahme dient
der Versickerung und auch der Biodiversität. Sie leistet zudem einen Beitrag, um den
Wasserabfluss bei Starkregen zu dämpfen.

Die gesetzlichen Standards zur Energieeinsparung und die entsprechenden Maßnahmen
sind einzuhalten. Es wird empfohlen, darüber hinaus weitergehende Maßnahmen, die einen
Primärenergiebedarf gegenüber GEG 2024 / EnEV-Standard um 30 Prozent unterschreiten,
anzustreben.

Weitere Maßnahmen zur Reduktion von schädlichen Klimagasen sind zum Beispiel
Ladepunkte für Elektro-Pkw, Elektro-Roller und Elektro-Fahrräder. Diese liefern einen
positiven Beitrag zum Klimaschutz durch die Reduktion der COϜ-Emissionen.

Die Versorgung des neu entstehenden Gewerbegebietes mit Warmwasser und
Heizungsenergie ist durch den Einsatz von Blockheizkraftwerken mit
Brennstoffzellentechnologie und Stromspeicher per Hausakku zukunftsfähig und nachhaltig
sowie klimaschonend und nahezu COϜ-neutral.

Bei Neu- oder Umbauten wird der Einsatz von natürlichen, nachhaltigen Baustoffen
empfohlen. Beton mit oder ohne Stahlarmierung ist um ein Vielfaches schädlicher für die
Klimabilanz als zum Beispiel Kalksandsteine oder Holz. Sowohl der Beton als auch der Stahl
sind hochgradig treibhausgasrelevant. Beton besteht größtenteils aus Zement. Dieser kommt
in der Natur nicht vor und muss in Werken gebrannt werden. Dabei entweicht Kohlenstoff.
Sowohl bei Stahl als auch bei Zement sind die Abfallprodukte Kohlendioxid und andere
Treibhausgase wie Methan und Lachgas, die noch klimarelevanter sind als COϜ.

Eine kompakte Bauform mit einem niedrigen A/VȤVerhältnis (Oberfläche-zu-Volumen-
Verhältnis) ist empfehlenswert. Je kleiner das A/V-Verhältnis ist, umso geringer ist der
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Energiebedarf. Eine verdichtete Bauform mit Flach-, Pult- oder Satteldach und geringen Vor-
und Rücksprüngen der Außenfläche ermöglicht einen geringen Energiebedarf.

Die historischen und aktuellen Belastungen für den Boden sind zahlreich. Zum einen wird
der Boden durch viele unterschiedliche Stoffe belastet, wie toxische Elemente und
Verbindungen sowie Nährstoffe. Zum anderen beeinträchtigt vorwiegend die Bebauung
unseren Boden, die immer mit totalem Verlust seiner natürlichen Funktion verbunden ist.
Boden ist nicht beliebig vermehrbar oder erneuerbar, sodass die flächenhafte Zerstörung des
Bodens trotz Sanierungsmaßnahmen nicht wieder rückgängig zu machen ist. Daher gilt der
Grundsatz der Vorsorge.

Der Schutz des Mutterbodens ist im Baugesetzbuch verankert. So ist nach § 202 BauGB bei
der Errichtung und Änderung baulicher Anlagen der Mutterboden in nutzbarem Zustand zu
erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen.
Der anfallende Bodenaushub ist nach Möglichkeit auf dem Grundstück weiter zu nutzen. Dies
senkt den ökologischen Fußabdruck, da der Boden nicht zu anderen Flächen oder zur
Entsorgung transportiert werden muss. Sofern der Erdaushub nicht auf dem Grundstück oder
an anderer geeigneter Stelle wiederverwertet werden kann, ist dieser nach den geltenden
Rechtsprechungen sachgerecht zu entsorgen. Dies sollte jedoch aus Gründen der
Nachhaltigkeit, die letzte Möglichkeit darstellen.

Mit dem Schutz des Bodens geht auch die Verringerung versiegelter Flächen im Bereich
der Zuwegungen und Stellplätze einher. Zur Versickerung des Regenwassers und Belüftung
des Bodens als Lebensraum für Kleinstlebewesen sollten diese möglichst offen angelegt
werden, z. B. in Form von Rasengittersteinen oder Rasenlinern.

Der Regenwasserversickerung auf dem Grundstück ist Vorrang vor der Einleitung ins
Ortsentwässerungsnetz zu geben. In Bezug auf Starkregenereignisse wird jedoch auch eine
ausreichende Regenretention empfohlen. In Kombination mit einer unterirdischen Zisterne
kann das Regenwasser aufgefangen und für die Bewässerung der Hof- und Grünflächen unter
Verringerung des Trinkwasserbrauchs und der Wasserkosten sinnvoll genutzt werden. Eine
Dachbegrünung, auch bei kleineren Dachflächen wie Garagen oder Nebengebäuden, trägt zu
einer Verdunstung des Regenwassers bei.
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11. Verkehrliche Erschließung

Die verkehrliche Erschließung erfolgt über eine Stichstraße mit Anbindung an die Straße
Kamperrege. Sie endet mit einer 25 m breiten Wendeschleife, die auch von Müllfahrzeugen
und Sattelzügen befahren werden kann.
Im Rahmen der Bauleitplanung wurde eine 6,50 m breite Fahrbahn und ein 2,5 m breiter Geh-
und Radweg auf der Südseite mit eingeplant. Die Gemeinde hat sich im Rahmen des
Verfahrens bewusst dafür entschieden, auf die Beauftragung eines Schließungsplaners zu
verzichten. Die detaillierte Ausgestaltung sowie der Aufbau der Straße werden im Zuge der
weiteren Planungsschritte sorgfältig geprüft und festgelegt.
Im Rahmen der Entwurfserstellung sind mehrere Erschließungsvarianten geprüft worden. Für
Einzelheiten wird auf den Anhang der Begründung verwiesen (Alternativflächenprüfung für
Gewerbeflächen und Prüfung von Erschließungsvarianten aufgrund eines Röhricht-Biotops an
der Kreisstraße Kamperrege; dn.stadtplanung GbR, Rellingen und Büro Günther & Pollok
Landschaftsplanung, Itzehoe).

Im Zuge der Planrealisierung dürfen entsprechend der Stellungnahme des Kreises Pinneberg
keine weiteren Zufahrten zur K 8 außer der Erschließungsstraße angelegt werden.
Demzufolge ist in der B-Plan-Zeichnung der Bereich ohne Zulässigkeit einer Ein- und Ausfahrt
festgesetzt.
Bezüglich des ruhenden Verkehrs gilt die Satzung der Gemeinde Haseldorf über die
Herstellung notwendiger Stellplätze oder Garagen für Gebäude mit Wohnungen sowie die
Ablösung der Herstellungspflicht und die Höhe der Ablösungsbeträge (Stellplatzsatzung) in
der jeweils gültigen Fassung.
Im öffentlichen Straßenraum sind 2 Lkw- und 4 Pkw-Stellplätze vorgesehen. Die restlichen
Verkehrsflächen sowie auch die Kreisstraße sind vom ruhenden Verkehr möglichst
freizuhalten, um die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs zu gewährleisten.
Zur Erschließung der westlich gelegenen Grünflächen wird eine öffentliche Fläche als
Straßenbegleitgrün ausgewiesen, die auch die Freihaltezonen der Wendeschleife umfasst. Die
Grünflächen im Bereich der Freihaltezone dürfen für Zufahrten zu den Gewerbegrundstücken
unterbrochen werden und müssen dort keinen durchgängigen Grüncharakter aufweisen.
Zäune oder Nebenanlagen sind im Straßenbegleitgrün jedoch unzulässig, da sie die Funktion
der Freihaltezonen beeinträchtigen.
Die Erschließung der Grünflächen und der Regenwasserklär- und -beseitigungsanlage erfolgt
über Geh-, Fahr- und Leitungsrechte zugunsten der Gemeinde und der Ver- und Entsorger.
Die Fläche darf zur Pflege und Wartung befahren werden. Die Allgemeinheit darf die
Zuwegung fußläufig nutzen, etwa um zur geplanten Hundeauslaufwiese zu gelangen.
Überfahrbare Bereiche des G-,F-,L-Rechts sind so zu gestalten, dass der
Grünflächencharakter erhalten bleibt, z. B. durch Schotterrasen oder sonstige begrünbare
Beläge.
Die ÖPNV-Erschließung erfolgt über die Busverbindung und Nr. 589 der
Kreisverkehrsgesellschaft (KVIP). Die Linie fährt überwiegend im Stundentakt von Wedel –
Holm – Hetlingen – Haseldorf – Haselau – nach Uetersen. Die Haltestelle Kamperrege / Neuer
Weg liegt in ca. 210 m Entfernung zum Plangebiet. Die Haltestelle wird auch durch den
Schulbus Nr. 6675 angefahren.
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12. Boden/ Altablagerungen, Altlasten

12.1. Bodenaushub/Bodenschutz
Dipl.-Geol. I. Ratajczak, „Gewerbegebiet westlich Kamperrege“ Bodenkundliche Aufnahme und Prüfung der
Verwertbarkeit Vorarbeiten zum Bodenschutzkonzept, September 2023

Vorherrschend ist ein stark durchnässter mit schlechter Drainagewirkung.
Das Bodenprofil umfasst eine 8 - 20 cm mächtige humose, schmierige Tonschicht, darunter
folgte bis etwa 0,4 m Tiefe ein brauner, schwach humoser toniger Schluff ohne erkennbares
Gefüge. Darunter wurde bis etwa 0,7 m Tiefe ein hellbrauner, schwach toniger, erdfeuchter
Schluff mit wenigen Eisenoxidflecken erschlossen. Die Profile ähneln einer Knickmarsch, was
auf eine gestörte Bodenstruktur durch frühere tiefgreifende Bearbeitung durch die frühere
Nutzung als Obstplantage hindeutet.
Im Rahmen der geplanten Bebauung und Flächennutzung ergeben sich folgende
Maßnahmenempfehlungen für den Umgang mit dem Boden:

¶ Humosen Oberboden abtragen in Bereichen der zukünftigen Bebauung, Straßen,
Wege und des Regenrückhaltebeckens.

¶ Wiedereinbau des Oberbodens möglichst oberflächennah auf Freiflächen innerhalb
oder außerhalb des Plangebiets.

¶ Einbau des durchwurzelbaren Unterbodens im Wallkern zur Flächenabgrenzung
nördlich und südlich der Bebauung.

¶ Begrenzte Schutzmöglichkeiten im östlichen Bereich aufgrund geplanter
Versiegelung und Bebauung.

¶ Keine Schutzmaßnahmen erforderlich für Unterboden unter versiegelten Flächen
oder bei technischer Verwertung.

¶ Einrichtung eines Bodenmanagements zur Planung und Koordination der
Bodenverwertung und Bauausführung.

¶ Verdichtung vermeiden durch angepasste Befahrung, insbesondere bei nassem
Boden in unversiegelten Bereichen.

Im Gutachten sind weitere bodenschonende Maßnahmen für die Erschließungs- und
Bauphase detailliert beschrieben. Um Wiederholungen zu vermeiden, werden diese hier nicht
erneut aufgeführt. Für weiterführende Informationen wird auf das Gutachten in der Anlage
verwiesen.

12.2. Altstandorte, Altablagerungen und/ oder schädliche
Bodenveränderung

Der unteren Bodenschutzbehörde sind für den Plangeltungsbereich keine Altablagerungen,
Altstandorte und/ oder schädliche Bodenveränderungen bekannt, die eine
Nachforschungspflicht an die Gemeinde zur bodenschutzrechtliche Gefahrerkundung
begründen.
Im Rahmen der zuvor genannten bodenkundlichen Untersuchung wurden geringe
Schwermetall- und Arsengehalte über das gesamte Profil festgestellt. Der Boden ist deutlich
sauer (pH 4,4–5,9), besonders im westlichen Teil. Der Sulfatgehalt ist dort ebenfalls höher.
Der TOC-Gehalt nimmt mit der Tiefe ab, von etwa 2,8 Ma% im Oberboden bis 0,8 Ma% im B-
Horizont. PAK und PCB wurden nicht nachgewiesen. Der Anteil grober mineralischer
Bestandteile (>2 mm) ist im westlichen Oberboden am geringsten und nimmt mit der Tiefe zu.
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Sollten im Zuge der Umsetzung der Änderung des Bebauungsplanes Auffälligkeiten im Unter-
grund festgestellt werden, die auf eine Altablagerung und/oder eine Belastung oder
Kontamination des Bodens mit Schadstoffen hindeuten, so ist der Fachdienst Umwelt –
Bodenschutz beim Kreis Pinneberg umgehend davon in Kenntnis zu setzen.
Auffälliger/verunreinigter Bodenaushub ist bis zum Entscheid über die fachgerechte
Entsorgung oder die Möglichkeit zur Verwendung auf dem Grundstück separat zu lagern.
Dieser Bodenaushub ist vor Einträgen durch Niederschlag und gegen Austräge in den
Untergrund zu schützen (z. B. durch Folien oder Container).
Bei Funden oder auffälligen Erdarbeiten ist die Arbeit zu unterbrechen; die
Bodenschutzbehörde ist unverzüglich zu benachrichtigen.

12.3. Entsorgung von Böden

Es gilt die Mantelverordnung mit der Bundesbodenschutz- und Altlastenverordnung und der
Ersatzbaustoffverordnung (ErsatzbaustoffV).
Das Kreislaufwirtschaftsgesetz - KrWG gilt nicht für Boden am Ursprungsort (Böden in situ),
einschließlich nicht ausgehobener kontaminierter Böden und Bauwerke, die dauerhaft mit dem
Grund und Boden verbunden sind.
Dies trifft auch auf nicht kontaminiertes Bodenmaterial und andere natürlich vorkommende
Materialien zu, die bei Bauarbeiten ausgehoben wurden, sofern sichergestellt ist, dass die
Materialien in ihrem natürlichen Zustand an dem Ort, an dem sie ausgehoben wurden, für
Bauzwecke verwendet werden (§ 2 Nr. 10 und 11 KrWG).
Für den Boden, der hingegen der externen Entsorgung übergeben werden soll, gilt Folgendes:
Die Vorgaben der Gewerbeabfallverordnung (GewAbfV) sind bei dem Bauvorhaben und bei
dem Umbau/ Abbruch einzuhalten und entsprechend zu dokumentieren. Insbesondere sind
die Getrennthaltungspflichten der verschiedenen Abfallfraktionen einzuhalten (§ 3 Absatz 1
GewAbfV). Die Dokumentation gemäß § 3 Absatz 3 GewAbfV ist der unteren Abfallbehörde
des Kreises Pinneberg vorzulegen.
Sollte die Entsorgung von pflanzlichen Abfällen in durch Verbrennung in Betracht gezogen
werden, sind die Vorgaben der Pflanzenabfallverordnung zu beachten.



Gemeinde Haseldorf – Begründung zum Bebauungsplan Nr. 8 46

HSD21001_11019_Begründung BP.docx

13. Ver- und Entsorgung

13.1. Energie-, Trinkwasser- und Gasversorgung,
Telekommunikation, Breitband

Die Strom-, ggf. Gas- und Wasserversorgung sowie die Versorgung mit Telefon und Breitband
für die geplanten Neubebauung erfolgen durch Erweiterung der vorhandenen Leitungsnetze.
Die notwendigen Versorgungseinrichtungen werden in den Plangebieten durch die
Versorgungsträger hergestellt.
Um den rechtzeitigen Ausbau des Versorgungsnetzes zu gewährleisten, sollten die Ver- und
Entsorgungsträger rechtzeitig über die Bauausführungstermine unterrichtet werden.
Ausreichende Trassen für die Verlegung von Leitungen sind in den Verkehrsflächen
freizuhalten. In den Gebäuden sollten von den Bauherren Leerrohre z.B. für Glasfaser
vorgesehen werden. Die Ver- und Entsorgungsträger benötigen im Erschließungsgebiet eine
ungehinderte Nutzung der künftigen Straßen und Wege. Verkehrsflächen, die ggf. nicht als
öffentliche Verkehrswege gewidmet werden, aber zur Erschließung der Grundstücke zur
Verfügung stehen müssen, sind ggf. mit Leitungsrecht / Dienstbarkeiten zu belasten.
Zudem sind bei Beginn von Tiefbauarbeiten und Planungen die aktuellen Bestandspläne durch
die ausführenden Firmen anzufordern.
Die Anpflanzung von Bäumen im Bereich von Leitungstrassen ist mit den zuständigen Ver-
und Entsorgungsträger abzustimmen, um später Schäden an den Versorgungsleitungen und
damit Versorgungsstörungen zu vermeiden. Das direkte Bepflanzen von Energietrassen sollte
grundsätzlich vermieden werden. Empfohlen werden hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen
das "Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen" der
Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrs-wesen, Ausgabe 1989; siehe
insbesondere Abschnitt 3, zu beachten.

Die Stadtwerke Wedel gaben in Ihrer Stellungnahme zur frühzeitigen Beteiligung ergänzend
folgende Hinweise zur Versorgung mit Gas und Strom:

¶ Vor Erstellung eines Baukostenzuschuss-Angebotes zur Einbindung des
Bauvorhabens in das bestehende Netz der StW, wird die Teilnahme an Abstimmungen
zu möglichen Versorgungskonzepten, mit Blick auf die zukünftige Wärmeversorgung
und den Elektromobilitätsausbau angeboten. Die hieraus resultierenden
Leistungsannahmen sind Grundlage für die Dimensionierung des Versorgungsnetzes
und des Angebotes. Zu betrachten sind hier unter anderem Photovoltaikanlagen,
Speicher und Wärmepumpen.

¶ In Anbetracht der verschiedenen Leitungsträger und Konzessionsnehmer wird
empfohlen eine übergeordnete Koordinationsstelle zur Abstimmung des Vergabe- und
Ausführungsprozesses einzurichten. Oberflächenwiederherstellungsbedingungen und
Verdichtungsgrenzwerte sind festzulegen, um diese bei der späteren Erstellung der
Netzanschlüsse einhalten zu können.

¶ Das Gasversorgungsnetz und Gasversorgungsnetzanschlussleitungen werden ohne
verbindliche Netzanmeldungen nicht vorgestreckt.

¶ Im Planungsprozess sind mögliche Leitungsquerungen zu definieren und ggf. durch
Leerrohre vorzubereiten. Da die exakte Lage der späteren Hausanschlussräume und
deren Leistungsbedarf meist erst nach dem Baubeginn des Bauvorhabens selbst
feststeht, können auch Stromnetzanschlussleitungen nicht vorgelegt werden.
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¶ Der Nachweis der Kampfmittelfreiheit des Bauvorhabens ist vor Ausführungsbeginn zu
erbringen.

Č Für Haseldorf besteht gemäß Landesverordnung zur Abwehr von Gefahren für
die öffentliche Sicherheit durch Kampfmittel (Kampfmittelverordnung - KmVO,
Stand April 2025) keine generelle Pflicht zur Auskunftseinholung über mögliche
Kampfmittelbelastungen nach § 4 Absatz 1 der Verordnung.

¶ Vor Ausführung von Baumaßnahmen ist unter leitungsauskunft@stadtwerke-wedel.de
eine aktuelle Leitungsauskunft einzuholen.

13.2. Entwässerung
Gemeinde Haseldorf, Bebauungsplan Nr. 8 wasserwirtschaftliches Konzept d+p dänekamp und partner,
Halstenbek, November 2025

Für das Verfahren wurde ein wasserwirtschaftliches Konzept erstellt. Durch die erarbeiteten
wasserwirtschaftlichen Maßnahmen wird sichergestellt, dass das aus dem Bebauungsplan
Nr. 8 anfallende Oberflächenwasser schadlos abgeleitet werden kann. Des Weiteren wird
durch die geplanten Maßnahmen eine ordnungsgemäße Entsorgung des anfallenden
Schmutzwassers sichergestellt.
Im Zuge der weiteren Entwurfsplanung sind die in diesem wasserwirtschaftlichen Konzept
entwickelten Entwässerungsmaßnahmen für die jeweiligen Einzelgrundstücke zu verfeinern
und ggf. anzupassen sowie den zuständigen Behörden zur Genehmigung vorzulegen.
Das Gutachten ist Teil der Begründung. Für Einzelheiten wird auf die Anlage verwiesen. Im
Folgenden wird die Konzeption kurz erläutert.

13.2.1. Regenwasser

Das anfallende Niederschlagswasser von den Grundstücken der zukünftigen Gewerbeflächen
sowie der Verkehrsflächen wird in einer neu zu erstellenden Regenwasserkanalisation in der
Erschließungsstraße gesammelt und zu einem geplanten Regenklärbecken innerhalb der
öffentlichen Grünfläche mit der Zweckbestimmung Regenwasserbeseitigung abgeleitet. Dort
werden eventuell anfallende Verschmutzungen in dem Absetzbecken mit schwimmender
Tauchwand zurückgehalten. Im Anschluss wird das gereinigte Regenwasser in den Graben
Wöhrdenwetter Ost eingeleitet. Der abflusslose Graben dient als natürlicher Retentionsraum,
ohne dass wesentliche Eingriffe in die Struktur des Grabens erforderlich würden.
Das maximale Stauvolumen beträgt bei einem 30-jährigen Niederschlagsereignis rund 755 m³.
Das Niederschlagswasser aus dem Bebauungsplangebiet Nr. 8 wird auf einen Abfluss von
QDr = 2,31 l/s gedrosselt, bevor es über ein Drosselbauwerk in den Graben Wöhrdenwetter
West eingeleitet wird.
Vom Graben Wöhrdenwetter West wird das gereinigte und gedrosselte Niederschlagswasser
über die Verbandsleitung L des SV Haseldorf-Haselau zum Graben L abgeleitet.

13.2.2. Schmutzwasser

Es ist vorgesehen, das anfallende Schmutzwasser der Gewerbeflächen über
Hausanschlussleitungen an den geplanten Schmutzwasserkanal in der Erschließungsstraße
abzuleiten. Die Schmutzwasserleitung soll in der Erschließungsstraße beginnend vom
Wendehammer im westlichen Bereich des Gewerbegebietes bis zu einem herzustellenden
Schmutzwasserpumpwerk im Bereich der Einmündung zur Straße Kamperrege in einer
Freigefälleleitung abgeführt werden. Die Gesamtlänge der Freigefälleleitung beträgt rund
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144 m und ist in insgesamt sechs Haltungen unterteilt. An den Rohrleitungsenden wird im Zuge
der Erschließung jeweils ein Kontrollschacht als Übergabeschacht hergestellt.

13.2.3. Mögliche Grundwasserabsenkung

Die Baugrunderkundung wurde im Rahmen der bodenkundlichen Untersuchung nur bis max.
0,7 m unter Geländeoberkante durchgeführt. Aussagen zu den Grundwasserständen im
Untersuchungsgebiet wurden nicht getroffen. Daher können auch im wasserwirtschaftlichen
Konzept keine Aussagen bzw. Prüfungen zur Notwendigkeit einer temporären
Grundwasserabsenkung für die bauliche Umsetzung der Regenwasserbehandlungsanlagen
getroffen werden. Es wird daher empfohlen, rechtzeitig vor Beginn der weiteren Entwurfs- und
Genehmigungsplanung im Bereich des Regenklärbeckens und der geplanten Schmutz- und
Regenwasserkanäle Baugrunderkundungen mit Analyse und Bewertung der Grund- bzw.
Bemessungswasserstände durchführen zu lassen.
Sollte eine Grundwasserabsenkung im Rahmen der Baumaßnahmen notwendig sein, muss
diese mit den entsprechenden Unterlagen rechtzeitig (8 Wochen vor Beginn) beim Fachdienst
Umwelt des Kreises Pinneberg beantragt werden. Grundwasserentnahmen stellen
grundsätzlich erlaubnispflichtige Gewässerbenutzungen nach § 9 i. V. m. § 8 Abs. 1 Wasser-
haushaltsgesetz dar.

Abbildung 14 - Auszug aus dem wasserwirtschaftlichen Konzept
Quelle: dänekamp und partner, Halstenbek, November 2025

Kartengrundlage: ©2025 GeoBasis-DE/LVermGeo SH, BKG
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13.3. Löschwasser/Brandschutz

Für den Löschwasser-Grundschutz sind die Gemeinden zuständig.
Gewerbebetriebe haben häufig einen Löschwasserbedarf von 96 m³/h bis zu 192 m³ über
einen Zeitraum von 2 Stunden. Bezogen auf die geplanten baulichen Nutzungen kann sich ein
erhöhter Löschwasserbedarf ergeben. Der konkrete Löschwasserbedarf ist für das jeweilige
Vorhaben im Rahmen des Baugenehmigungsantrages nachzuweisen.

Weiterhin werden folgende Hinweise gegeben:
Die Löschwasserversorgung für den ersten Löschangriff zur Brandbekämpfung und zur
Rettung von Personen muss in einer Entfernung von 75 m Lauflinie bis zum Zugang des
Grundstücks von der öffentlichen Verkehrsfläche aus sichergestellt sein.
Hydranten sind so anzuordnen, dass sie die Wasserentnahme leicht ermöglichen.
Die Abstände von Hydranten auf Leitungen in Ortsnetzen, die auch der
Löschwasserversorgung (Grundschutz) dienen, dürfen 150 m nicht übersteigen. Größere
Abstände von Hydranten bedürfen der Kompensation durch andere geeignete
Löschwasserentnahmestellen.
Der insgesamt benötigte Löschwasserbedarf ist in einem Umkreis (Radius) von 300 m
nachzuweisen. Diese Regelung gilt nicht über unüberwindbare Hindernisse hinweg. Das sind
z. B. Bahntrassen, mehrspurige Schnellstraßen sowie große, langgestreckte
Gebäudekomplexe, die die tatsächliche Laufstrecke zu den Löschwasserentnahmestellen
unverhältnismäßig verlängern.
Bei Gebäuden, die ganz oder mit Teilen mehr als 50 m von einer öffentlichen Verkehrsfläche
entfernt sind, sind Zufahrten und Bewegungsflächen für die Feuerwehr nach § 5 LBO
herzustellen. Bei den Flächen für die Feuerwehr auf dem Grundstück sind die Muster-
Richtlinien über Flächen für die Feuerwehr bzw. DIN 14090 zu beachten. Es wird empfohlen,
Aufstell- und Bewegungsflächen für die Feuerwehr zukunftsweisend bereits so zu befestigen,
dass sie von Feuerwehrfahrzeugen mit einem zulässigen Gesamtgewicht von bis zu 18 t
nutzbar sind. Hinweis: Bei Industriebauten werden ab einer Grundfläche von mehr als 5.000
m² Feuerwehrumfahrten erforderlich.

13.4. Müllabfuhr

Die Müllabfuhr erfolgt nach der Satzung des Kreises Pinneberg über die Abfallbeseitigung. Die
Abfallentsorgung muss auch während der Bauphasen sichergestellt sein. Die Vorgaben der
RASt 06 sind zu beachten und die Zuwegungen von Einschränkungen durch Schilder,
Verteilerschränke oder Baumkronen frei zu halten.
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14. Umweltbericht
Erstellt durch das Büro Günther & Pollok Landschaftsplanung, Itzehoe, Oktober 2025

14.1. Einleitung

14.1.1. Vorhabenbeschreibung - Kurzdarstellung der Inhalte und Ziele der
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 8

Die Gemeinde Haseldorf verfolgt das Ziel, durch die Aufstellung eines Bebauungsplanes die
seit einigen Jahren unbewirtschafteten Obstanbau- und Bandreißerflächen am nördlichen
Ortsrand zum einen zu einem durch eine Erschießungsstraße geteilten eingeschränkten
Gewerbegebiet „GE(e)“ und zum anderen zu Grün- und Maßnahmenflächen zu entwickeln.

Der ca. 2,611 ha große Geltungsbereich wird begrenzt …

¶ im Norden durch die Gräben Wöhrdenwetter Ost und West und anschließende
landwirtschaftlich genutzte Flächen im Außenbereich,

¶ im Osten durch die Straße „Kamperrege“ (Kreisstraße 8 / K 8) mit einem kombinierten
Geh- und Radweg sowie mit angrenzenden landwirtschaftlich genutzten Flächen und
Einzelbebauungen,

¶ im Süden durch angrenzende Wohnbebauung gemäß des Bebauungsplans Nr. 4 und

¶ im Westen durch Flächen für die Regenwasserrückhaltung sowie
Kompensationsflächen, jeweils für den Bebauungsplan Nr. 4.

Das Plangebiet wird von der Straße „Kamperrege“ aus mit einer Stichstraße, die einen
ausreichend dimensionierten Wendehammer erhalten soll, erschlossen.

Abbildung 15 - das Plangebiet im Luftbild
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Im obigen Luftbild ist für wesentlichen Teile des Plangebiets die angelegte Reihenanordnung
der nicht mehr bewirtschafteten Obstbäume gut erkennbar. Im helleren südlichen Teilbereich
bestandeine Bandreißerkultur aus Weidensträuchern.

Entlang der östlichen Plangebietsseite verläuft ein kombinierter Geh- und Radweg parallel zur
K 8.

Es werden die Flurstücke 24/19, 23 tlw. und 5/1 tlw. der Flur 5 in der Gemarkung Haseldorf
überplant. Es werden Teilflächen von „Kamperrege“ mit einem parallel zur Straße
verlaufenden Fläche eines verrohrten Vorfluters (Flurstücke 23 und 5/1 je tlw.), über dem sich
ein Schilfbewuchs entwickelt hat, in den Plangeltungsbereich einbezogen zur Herstellung einer
geeigneten Verkehrsanbindung.

Die Gemeinde Haseldorf unterstützt mit der Bauleitplanung die Erweiterungsvorhaben der
ortsansässigen Betriebe, um diese an die Gemeinde zu binden und Arbeitsplätze zu sichern.
Dies soll in Form eines zweigeteilten Gewerbegebiets erfolgen.

Beide Gewerbeteilgebiete werden an bestimmte Rücksicht nehmende Bedingungen geknüpft,
also als eingeschränktes Gewerbegebiet „GE(e)1“ festgesetzt, um im Süden an den
Geltungsbereich anschließende Wohnbebauung und die Mischbebauung östlich Kamperrege
vor erheblichem Gewerbelärm zu schützen sowie um Gefährdungen durch sogenannte
„Störfallbetriebe“ zu vermeiden. Ferner werden Wohnen ausgeschlossen und Einzelhandel ist
nur ausnahmsweise mit einer Fläche bis 300 m² zulässig. Zusätzlich wird das Baufenster von
„GE(e)1“ um 5 m von der Grenze der gewerblich nutzbaren Fläche abgesetzt und um weitere
11,4 m bis 27,9 m durch eine „Maßnahmenfläche“ nach § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB vom südlich
gelegenen Wohngebiet abgerückt. Zur nördlichen Eingrünung gegenüber der offenen
Landschaft wird eine 10 m breite „Maßnahmenfläche“ am nördlichen Rand des Plangebietes
vorgesehen. Die 15 m messende Anbauverbotszone der Straße „Kamperrege“ wird sowohl
durch die Lage des Baufensters als auch das Abrücken bebaubarer Grundstücksflächen
berücksichtigt. Ein innerhalb der Anbauverbotszone liegendes gesetzlich geschützte
Röhrichtbiotop kann nicht erhalten werden (s. unten). Als Abgrenzung der Gewerbeflächen zur
Straße (K 8) wird eine Heckenpflanzung innerhalb einer Grünfläche geplant.

Das Plangebiet wird durch eine neu angelegte Straße erschlossen, wobei die Anbindung an
die K8 „Kamperrege“ etwa mittig zu den Teilgebieten „GE(e)1“ und „GE(e)2“ platziert wird. Die
Straße endet in einer Wendefläche mit 25 m Durchmesser, welche es LKW und
Müllfahrzeugen ermöglicht zu wenden.

Im Westen an die Gewerbegebiete und die Planstraße anschließend wird eine öffentliche
Grünfläche mit einer Teilfläche als Fläche für die Wasserwirtschaft zur Nutzung für die
Regenwasserbeseitigung festgesetzt.

Es sind diese Festsetzungen vorgesehen:
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¶ Entwicklung von 2 eingeschränkt nutzbaren Gewerbegebieten „GE(e)“, die durch die
Planstraße und eine Zuwegung zu einer Grünfläche voneinander getrennt sind,

¶ Im südlichen Teilgebiet „GE(e)1“ wird eine GRZ von 0,6 festgesetzt, im nördlichen
Teilgebiet „GE(e)2“ eine GRZ von 0,8.

¶ Die Gesamtfläche der höchstzulässigen Versiegelung wird für alle Teilgebiete max. 80
% betragen.

¶ Die Gesamthöhe der Gebäude soll in allen Teilgebieten max. 10 m über
Höhenbezugspunkt betragen; hinzu können begrenzte Höhen für untergeordnete
Bauteile / Dachaufbauten und bis max. 1,5 m hohe Anlagen zur Nutzung der
Solarenergie kommen.

¶ An der Planstraße wird eine Fläche für Versorgungsanlagen (Trafostation) festgesetzt.
¶ Parallel zu „Kamperrege“ ist eine Heckenpflanzung auf einer Grünfläche herzustellen.
¶ Der in Nähe zum Plangeltungsbereich stockende Baumbestand an „Kamperrege“ und

kann fortbestehen. Im Bereich der Verkehrsanbindung werden 2 ergänzende
Baumpflanzungen geplant.

¶ Regenwasser wird zur Grünfläche mit Funktion einer Fläche für die Wasserwirtschaft
im Nordwesten des Plangebiets geleitet, so dass es hier rückgehalten, verdunsten,
versickern und ansonsten bei gedrosseltem Abfluss abgeleitet werden kann.

¶ Südlich der vorgenannten Grünfläche „R“ wird eine weitere öffentliche Grünfläche
„Freizeit und Erholung“ vorgesehen.

¶ Südlich mind. (11,4 m bis 27,9 m Breite) und nördlich (10 m Breite) der Gewerbegebiete
sind Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden,
Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25 BauGB) geplant, die naturnah zu
entwickeln sind.

In diesen Flächen sind auch Gehölzbestände herzustellen bzw. zu erhalten zum einen
als Abschirmung / Sichtschutz zwischen den hinzutretenden Gewerbebauten und den
bestehenden Wohnnutzungen im Süden sowie zum anderen zur landschaftsgerechten
Eingrünung entlang der nördlichen Plangebietsseite.

Der in dem südlichen Grünstreifen entlang der Bestandsbebauungen des
Bebauungsplans 4 bestehende Graben soll und kann fortbestehen.
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¶ Die entlang der nördlichen und östlichen Seiten des Gewerbegebiets verlaufenden
Grabenabschnitte „Wöhrdenwetter Ost“ und Verbandsrohrleitungen RL-I und RL-I1
sollen erhalten werden. Das aus dem o.g. Regenwasserreinigungs- und
Rückhaltebereich abfließende Oberflächenwasser soll mittels eines Notüberlaufs über
RL-l1 in westliche Richtung zur Wöhrdenwetter West / zum Gewässer RL-L geleitet
werden entsprechend eines vorliegenden wasserwirtschaftlichen Konzeptes und auf
Grundlage einer gesonderten wasserwirtschaftlichen Planung (dänekamp + Partner
2025 / d+p 2025).

¶ Detailliertere Angaben zur Sammlung, Ableitung und ggf. Versickerung des
Oberflächenwassers von Zufahrten / Verkehrsflächen und von den
Grundstücksflächen werden auf Grundlage der Ergebnisse von Bodenuntersuchungen
aus einem wasserwirtschaftlichen Konzept in die Planung aufgenommen.

¶ Ergebnisse einer „Schalltechnischen Untersuchung“ gehen in die Planung ein, um
innerhalb und außerhalb des Plangeltungsbereichs gesunde Wohn- und
Arbeitsverhältnisse zu sichern.

¶ Entsprechend der Feststellung des Landesamts für Umwelt (LfU) vom 02.08.2023 ist
ein streifenförmiger Röhrichtbestand als gesetzlich geschütztes Biotop zu beachten.
Da jedoch eine Erhaltung nach Prüfung durch die Gemeinde Haseldorf nicht möglich
ist (s. auch „Alternativflächenprüfung für Gewerbeflächen und Prüfung von
Erschließungsvarianten aufgrund eines Röhricht-Biotops an der Kreisstraße
Kamperrege“, erstellt durch dn.stadtplanung 2025), wird eine mit der Unteren
Naturschutzbehörde vorabgestimmte Kompensation vorgesehen.

¶ Flächenhafte Kompensationsmaßnahmen werden infolge der höchstzulässigen
Versiegelungen und aufgrund des Verlustes von Gehölzhabitaten für Brutvögel
erforderlich. Auch ist die Inanspruchnahme eines Pionierwaldes auszugleichen.
Diesen Kompensationserfordernissen kann nur teilweise innerhalb entsprochen
werden, so dass sie außerhalb des Plangebiets, aber innerhalb des Gemeindegebiets
von Haseldorf, vorgesehen werden.

Die Gemeinde Haseldorf geht davon aus, dass infolge der Planung keine besonderen
Abfallarten oder Abfallmengen entstehen und dass die Abfallentsorgung ortsüblich erfolgen
bzw. entsprechend den Erfordernissen der künftigen Gewerbebetriebe erfolgen kann und
keiner besonderen Maßnahme im Zuge der Bauleitplanung bedarf. Entstehende Abfälle sind
stets fachgerecht zu entsorgen und gegebenenfalls ist die untere Abfallentsorgungsbehörde
des Kreises Pinneberg hinzuzuziehen.

Ferner werden von der Gemeinde Haseldorf keine besonderen Abwässer erwartet. Es ist
gemäß der wasserwirtschaftlichen Konzeption (d+p 2025) vorgesehen, dass anfallendes
Schmutzwasser aus dem Plangebiet in der geplanten Erschließungsstraße in einer ca. 144 m
langen Freispiegelleitung zu sammeln und bis zur Straße „Kamperrege“ zu führen. Von dort
wird Schmutzwasser über ein Schmutzwasserpumpwerk mittels einer Druckrohrleitung an die
bereits vorhandene Druckrohrleitung in Haseldorf angeschlossen.

Der Gemeinde ist nicht bekannt, dass im Nahbereich des Plangebiets ein gemäß § 50
BImSchG zu beachtender Störfallbetrieb besteht (vergl. https://www.schleswig-
holstein.de/DE/fachinhalte/I/immissionsschutz/Downloads/12VO-Betriebsbereiche.html). Die
Ansiedlung eines solchen Betriebs wird für das Plangebiet ausgeschlossen.

In der geltenden Flächennutzungsplanung sind die Plangebietsflächen im Wesentlichen als
Flächen für die Landwirtschaft dargestellt und die K 8 „Kamperrege“ ist als Verkehrsfläche mit
Anbauverbotszone verzeichnet, so dass im Parallelverfahren die 12. Änderung des
Flächennutzungsplans erfolgt bei Beschränkung der Planänderung auf das bisher
landwirtschaftlich für den Obstanbau genutzte Flurstück 24/19.

Im gemeindlichen Landschaftsplan ist der Bereich als Fläche für die Landwirtschaft ohne
spezifische Ziele dargestellt.
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14.1.2. Standortbegründung, Flächenwahl, Planungsvarianten

Die Gemeinde Haseldorf hat sich vor Beginn der Bauleitplanungen mit den Möglichkeiten der
Ortsentwicklung auseinandergesetzt. Im „Dorfentwicklungskonzept ‚Haseldorf 2030‘“ sind
keine konkreten Flächendarstellungen für eine geeignete Gewerbeentwicklung enthalten;
Flächen für die bauliche Entwicklung wurden mit einem Fokus auf Wohnbebauungen am Rand
südlich gelegener Teilbereiche betrachtet. Es ist nur allgemein ausgesagt worden, dass sich
das örtliche Gewerbe in die vorhandene Siedlungsstruktur integrieren soll (Endbericht – April
2018, erstellt durch AC Planergruppe).

Die Karte Wohnraumentwicklung (s. unten; aus: AC Planergruppe 2018) verdeutlicht die
Zielsetzung der Gemeinde, die Wohnraumentwicklung angrenzend an die bestehenden
Wohngebiete zu konzentrieren. Zur Konfliktvermeidung kann die gewerbliche Entwicklung zum
Schutz der angrenzenden Wohnbebauung nur an den äußeren Randbereichen erfolgen.

Abbildung 16 - Wohnraumentwicklung und Flächenpotenziale bis 2030

Aufgrund der beengten Straßenverhältnisse im Bereich der (Hauptstraße) hält die Gemeinde
es nicht für sinnvoll, den LKW-Verkehr durch das Dorf zu lenken. Außerdem ist mit
Lärmimmissionen zu rechnen, wenn gewerbliche Betriebe mit Be- und Entladungsbetrieb
morgens und abends unmittelbar an Wohnbebauungen angesiedelt werden.

Eine erste Abstimmung zwischen dem Kreis Pinneberg (Kreisplanung und unterer
Naturschutzbehörde) und den Landesbehörden zu dieser Planung hatte bereits am
22.09.2020 im Rahmen einer sogenannten „Kreisbereisung“ stattgefunden.

Im Protokoll zur Standortbestimmung - Videokonferenz vom 28.01.2022 - mit dem Kreis
Pinneberg und Vertretern der Gemeinde wird seitens des Kreises folgende Einschätzung
getroffen.

„Eine Gewerbegebietsfläche von 1 ha bzw. max. 1,3 ha mit Mischgebietsfläche wäre
denkbar. Eine Abstufung zu einem eingeschränkten Gewerbegebiet wäre möglich,
vermutlich wäre die Flächengröße für die Planung jedoch zu knapp.“

Diese Größenspanne wird für das angedachte Gewerbegebiet berücksichtigt (1,285 ha zzgl.
0,17 ha Verkehrsfläche „Planstraße“).
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Grundsätzlich kann sich die Gemeinde in südliche Richtung nicht weiter entwickeln, da sich
hier Schutzgebiete für Flora und Fauna (Natura-2000-Gebiete und NSG) und den
Wiesenvogelschutz anschließen.

Auch liegen weite Teile des Gemeindegebietes im Landschaftsschutzgebiet „Pinneberger
Elbmarschen“ (LSG 04).

Die Möglichkeiten der Innenentwicklung sind in Bezug auf die gewerbliche Entwicklung
weitestgehend ausgeschöpft.

Die Gemeinde Haseldorf hat sich sehr intensiv mit der Auswahl der Fläche auch in mehreren
Gesprächen mit der Landesplanungsbehörde und Behörden des Kreises Pinneberg
auseinandergesetzt. Die Grundlagen für die Entscheidungsfindung sind in der
„Alternativflächenprüfung für Gewerbeflächen und Prüfung von Erschließungsvarianten
aufgrund eines Röhricht-Biotops an der Kreisstraße Kamperrege“ (erstellt durch
dn.stadtplanung 2025) zusammengefasst unter besonderer Berücksichtigung
landschaftspflegerischer und ortsplanerischer Gesichtspunkte. Von insgesamt 7 geprüften
Flächenmöglichkeiten wurde das mit hier zur Rede stehende Gebiet als am besten geeignet
ermittelt.

Gründe für die getroffene Flächenwahl sind vor allem:

¶ die Lage südlich eines regionalen Grünzugs
¶ die Lage außerhalb des LSG 04 „Pinneberger Elbmarschen“
¶ eine gute verkehrliche Anbindung an die K 8
¶ direkte Anbindung zur Kreisstraße ohne Wohnbebauung zwischen Fläche und Straße
¶ Erhaltung der Ortsmitte für Wohnnutzung / wohnbauliche Entwicklungen

Die Untere Naturschutzbehörde hat sich in Vorabstimmungen für die Entwicklung dieser
Fläche ausgesprochen. Im Jahre 2000 wurde die Grenze des LSG 04 im Rahmen der
Aufstellung der LSG-Verordnung bewusst so gesetzt, dass eine Siedlungsentwicklung am
nördlichen Ortsrand aber nahezu zentral in der Gemeindefläche dem nicht entgegensteht.
Somit ist diese Fläche besser geeignet als die ehemals angedachte Fläche im Bereich östlich
„Kamperrege“ (Flurstück 47 der Flur 7). Seitens des Kreises Pinneberg bestehen städtebaulich
keine Bedenken gegen die geplante Bebauung.

Da das Gemeindegebiet durch vorwiegend dem Wohnen dienende und gemischte
Bebauungen geprägt ist, kann eine Gewerbeentwicklung nur auf bisher unbebauten Flächen
vonstattengehen, die von geplanten / potenziellen Wohnquartieren abgewandt liegen und auch
im Zuge langfristiger Entwicklungen keine Konfliktsituationen vermuten lassen, um auch den
Erfordernissen des Immissionsschutzes gerecht werden zu können.

Die Gemeinde Haseldorf geht davon aus, dass durch die Bereitstellung von
Gewerbebauflächen in dem vorgesehenen Gebiet der bestehenden Nachfrage in einer
geeigneten Weise entsprochen werden kann.
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Planungsvarianten

Seit der Vorbereitung des Aufstellungsbeschlusses und im Zuge der Ausarbeitung des
Planentwurfes haben sich die Planüberlegungen wie folgt geändert:

Planzeichnung (unmaßstäblich) des B-Plan-Vorentwurfs (Stand: Januar 2023)
als Gegenstand der frühzeitigen Behörden- und Trägerbeteiligung (=> „Scoping“)

als Gegenstand der frühzeitigen Behörden- und Trägerbeteiligung (=> „Scoping“)
(erstellt: dn.stadtplanung)

Zur Berücksichtigung eines gesetzlich geschützten Biotops (=> Röhricht) in Nähe zur K 8
„Kamperrege“ wurden in Vorbereitung des Bebauungsplan-Entwurfs 4 Erschließungsvarianten
geprüft:
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Entwickelte und geprüfte Erschießungsvariante 1 (Stand: November 2023)

Ergänzend zum oben abgebildeten „Vorentwurf“ wurde die Fläche des durch das LfU
festgestellten Röhricht-Biotops dargestellt (rot-lila Schraffur).

Ĕ Es ist ersichtlich, dass die bis dahin geplante Erschießung nicht ohne erhebliche
Verluste und Funktionseinschränkungen verbleibender Teile der geschützten
Biotopfläche möglich wäre.

Ĕ Die Erschließungsvariante 1 stellt eine wirtschaftliche Erschließungsmöglichkeit
und ermöglicht die günstigste Parzellierung der Gewerbegebietsflächen.

Hinweis: weitere Details zu vorgesehenen Planänderungen wie eine Änderung der
geplanten Teilgebiete, Grünflächen und Maßnahmenflächen sind in der Darstellung noch
nicht berücksichtigt.
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Entwickelte und geprüfte Erschießungsvariante 2 (Stand: November 2023)

Die Erschließungsstraße wird gegenüber der o.g. Variante 1 an den nördlichen
Plangebietsrand verlegt.

Ĕ Eine Erhaltung der geschützten Biotopfläche wäre möglich.
Ĕ Die Erschließungskosten wären voraussichtlich höher als in Erschließungsvariante

1, die nutzbare Gewerbegebietsfläche wäre geringer und nicht alle Parzellen wären
gleich gut erreichbar.

Hinweis: weitere Details zu vorgesehenen Planänderungen wie eine Änderung der
geplanten Teilgebiete, Grünflächen und Maßnahmenflächen sind in der Darstellung noch
nicht berücksichtigt.
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Entwickelte und geprüfte Erschießungsvarianten 3a und 3 b (Stand: November 2023)

Die Erschließungsstraße wird gegenüber der o.g. Variante 1 an den südlichen
Plangebietsrand verlegt.

Ĕ Eine Erhaltung der geschützten Biotopfläche wäre möglich.
Ĕ Bei der Variante 3b würden teilweise ungünstige Grundstückszuschnitte resultieren

mit keiner guten Ausnutzung der Gewerbegrundstücke.
Ĕ Der Verkehr würde nah an südlich gelegenen Wohnnutzung vorbeiführen.

Hinweis: weitere Details zu vorgesehenen Planänderungen wie eine Änderung der
geplanten Teilgebiete, Grünflächen und Maßnahmenflächen sind in der Darstellung noch
nicht berücksichtigt
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Entwickelte und geprüfte Erschießungsvariante 4 (Stand: November 2023)

Die Erschließungsstraße wird gegenüber der o.g. Variante 1 an „Brüttenland“ angebunden
und über „Neuer Weg“ zur K 8 geführt.

Ĕ Eine Erhaltung der geschützten Biotopfläche wäre möglich.
Ĕ Bei der Variante 4 würde der Verkehr durch bestehende Wohngebiete mit dafür

ungünstiger Verkehrsführungen bzw. mit ungünstigen Ausbauzustand geführt
werden.

Ĕ Es würden die voraussichtlich höchsten Erschließungskosten aller Varianten
verursacht werden.

Ĕ Die geplante Grünfläche müsste gequert werden.
Ĕ Eine Änderung des Bebauungsplans Nr. 4 wäre erforderlich.

Hinweis: weitere Details zu vorgesehenen Planänderungen wie eine Änderung der
geplanten Teilgebiete, Grünflächen und Maßnahmenflächen sind in der Darstellung noch
nicht berücksichtigt

Aufgrund der in die Prüfung einbezogenen Gesichtspunkte ist die Gemeinde Haseldorf zu dem
Ergebnis gelangt, dass die Erschließungsvariante 1 als Grundlage für die 12. Änderung des
Flächennutzungsplans und den Bebauungsplans Nr. 8 am besten geeignet ist, da ansonsten
eine wirtschaftliche Erschließung des Gebiets und ein Grundstücksverkauf zu angemessenen
Preisen nicht möglich wäre.

Aufgrund der unvermeidbaren Betroffenheit eines gesetzlich geschützten Biotops (Röhricht)
wurden Vorabstimmungen mit der Unteren Naturschutzbehörde geführt – s. hierzu die
Ausführungen in Kap. 14.2.1.2 „Schutzgut Pflanzen einschließlich der biologischen Vielfalt“.

Die daraufhin erstellte Entwurfsplanung beinhaltet ferner folgende wesentliche Anpassungen
gegenüber dem Vorentwurf:

¶ Die Gewerbegebiete „GE(e)1“ und „GE(e)2“ werden in westliche Richtung erweitert.
¶ Die südliche Maßnahmenfläche wird ebenfalls in westliche Richtung verlängert und

verbreitert zur Verbesserung der Trennung zu südlich angrenzenden
Bestandsbebauungen.

¶ Die im Westen liegende Grünfläche wird insgesamt verringert, wobei die Teilfläche für
die Wasserwirtschaft / Regenwasserreinigung an das aktualisierte
wasserwirtschaftliche Konzept angepasst wird.

Kartengrundlage: ©2024 google earth
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¶ In allen Teilgebieten wird die max. zulässige Gebäudehöhe auf 10 m begrenzt (zzgl.
max. 1,5 m für untergeordnete Bauteile und Anlagen zur Nutzung der Solarenergie)

¶ Betriebe und Anlage müssen die Maßgaben zum Lärmschutz einer vorliegenden
schalltechnischen Untersuchung einhalten.

¶ Anlagen, die einen Betriebsbereich i.S. v. § 3 Abs. 5a BImSchG bilden oder Teil eines
solchen Betriebsbereiches wären, sind ausgeschlossen.

¶ Es werden aufgrund der Inanspruchnahme eines Pionierwaldes, aufgrund von
Eingriffen in das Schutzgut Boden und aus Gründen des Artenschutzes für nicht im
Plangeltungsbereich umsetzbare Kompensationsmaßnahmen in Abstimmung mit der
Unteren Naturschutzbehörde sowie mit der Unteren Forstbehörde externe
Kompensationsflächen zugeordnet, die innerhalb des Gemeindegebiets Haseldorf
liegen.

14.1.3. Bisheriges Verfahren

Der Beschluss zur Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 8 „Gewerbegebiet westlich
Kamperrege“ wurde am 15.03.2022 durch die Gemeinde Haseldorf gefasst.

Die Aufstellung der Bauleitplanung erfolgt im „2-stufigen Verfahren“ eines so genannten
„Regelverfahrens“.

Parallel erfolgt die 12. Änderung des gemeinsamen Flächennutzungsplans von Haselau und
Haseldorf.

Die auf Grundlage der bis dahin vorliegenden Informationen ausgearbeitete
„Vorentwurfsplanung“ wurde den Behörden und den Trägern öffentlicher Belange, den
Naturschutzverbänden, den Nachbargemeinden einschließlich der Landesplanungsbehörde
nach §§ 2 Abs. 2 und 4 Abs. 1 BauGB zugesandt mit der Bitte um Zusendung einer
Stellungnahme auch hinsichtlich der betroffenen Umweltbelange sowie mit der Bitte um
Bereitstellung von Informationen zur Ergänzung der vorliegenden Kenntnisse der Gemeinde.
In der Zeit vom 07.02.2023 bis 07.03.2023 fand die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung statt.

Die der Gemeinde zugegangenen Stellungnahmen wurden von der Gemeinde Haseldorf
ausgewertet, gewichtet und entsprechend der Abwägungsentscheidung in die Entwicklung des
vorliegenden Planentwurfes eingestellt. Bei Fachbüros und Behörden wurden erforderliche
Informationen eingeholt und Vorabstimmungen durchgeführt.

Die ausgearbeitete Entwurfsplanung wird nunmehr den Behörden und den Trägern öffentlicher
Belange, den Naturschutzverbänden, den Nachbargemeinden einschließlich der
Landesplanungsbehörde nach §§ 2 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB zugesandt und gemäß § 3
Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegt mit der Bitte um Zusendung einer Stellungnahme.

Die der Gemeinde Haseldorf zugehenden Stellungnahmen werden von der Gemeinde
ausgewertet und gewichtet und entsprechend der Abwägungsentscheidung in die Entwicklung
der endgültigen Planfassung eingestellt.

14.1.4. Kumulierende Vorhaben / Planungen
Grenzüberschreitender Charakter

Der Gemeinde Haseldorf liegen keine Angaben oder Hinweise auf kumulierend wirkende
Planvorhaben vor.

Einen grenzüberschreitenden Charakter weist die Planung nicht auf.
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14.1.5. Landschaftspflegerische Belange in der Planung

Die Ausweisung von Bauflächen bzw. versiegelbaren Flächen und die Herstellung von
Abgrabungen oder Aufschüttungen bzw. Höhenangleichungen und sonstiger baulicher
Anlagen innerhalb des Plangeltungsbereiches wird gemäß § 8 LNatSchG i. V. m. § 14
BNatSchG grundsätzlich zu Eingriffen in Natur und Landschaft führen, da bauliche Anlagen
(Bauflächen einschließlich Nebenanlagen und Betriebsflächen, Ver- und Entsorgungsanlagen,
etc.), Abgrabungen und Aufschüttungen auf bisher nicht entsprechend genutzten
Grundflächen hergestellt werden sollen.

Ein gesetzlich geschütztes Röhricht-Biotop ist zu berücksichtigen.

Der Eingriff ist soweit wie möglich zu vermeiden (Ĕ Vermeidungsgebot). Nicht vermeidbare
Eingriffe sind zu minimieren (Ĕ Minimierungsgebot). Verbleibende Beeinträchtigungen sind
auszugleichen (Ĕ Kompensationsmaßnahmen).

Gemäß § 1a Abs. 3 BauGB ist ein Ausgleich nicht erforderlich, soweit die Eingriffe bereits vor
der planerischen Entscheidung erfolgt sind oder zulässig waren. Dies gilt im vorliegenden
Planungsfall für die Versiegelungen im zulässigen Umfang an der K 8 „Kamperrege“ sowie für
verrohrte Gewässerabschnitte.

Über die Belange des Naturschutzes im Bauleitplan ist nach § 18 Bundesnaturschutzgesetz
in Verbindung mit den §§ 1, 1a, 2 und 2a BauGB zu entscheiden.

Die „naturschutzrechtliche Eingriffsregelung“ wird durch eine qualifizierte Eingriffs- und
Ausgleichsbilanzierung in den Umweltbericht des Bebauungsplans Nr. 8 eingestellt. Für die
Ermittlung des Ausgleichserfordernisses wird der gemeinsame Runderlass des
Innenministeriums und des Ministeriums für Umwelt, Natur und Forsten Runderlass vom
09.12.2013 angewendet.

Das Vorhaben entspricht folgenden Zielsetzungen des BNatSchG:
§ 1 (3) Nr. 5 BNatSchG:
„Zur dauerhaften Sicherung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts
sind insbesondere […] wild lebende Tiere und Pflanzen, ihre Lebensgemeinschaften
sowie ihre Biotope und Lebensstätten auch im Hinblick auf ihre jeweiligen Funktionen im
Naturhaushalt zu erhalten, […]“

§ 1 (4) Nr. 1 BNatSchG:
„Zur dauerhaften Sicherung der Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie des
Erholungswertes von Natur und Landschaft sind insbesondere … Naturlandschaften,
Kulturlandschaften, auch mit ihren Kultur-, Bau- und Bodendenkmälern, vor
Verunstaltung, Zersiedelung und sonstigen Beeinträchtigungen zu bewahren, […]“

Zudem werden die artenschutzrechtlichen Belange gemäß § 44 BNatSchG in der Planung
beachtet durch entsprechende Betrachtungen in Verbindung mit den Schutzgütern „Pflanzen“
und „Tiere“ (jeweils einschließlich der biologischen Vielfalt).
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14.1.6. Umweltschutzziele aus einschlägigen Fachgesetzen und
Fachplanungen und ihre Bedeutung für die Bauleitplanung

14.1.6.1. Fachplanungen

Landschaftsprogramm (1999):

Thema (L-Progr.) Bedeutung für die Bauleitplanung

o Karte 1:
Lage in einem Wasserschutzgebiet

o Karte 2:
Lage in einem ausgedehnten „Gebiet mit
besonderer Bedeutung für die
Bewahrung der Landschaft, ihrer Vielfalt,
Eigenart und Schönheit sowie als
Erholungsraum“

o Karte 3
keine Darstellung für das Plangebiet
Darstellung eines Achsenraums des
Schutzgebiets- und Biotopverbund-
systems der landesweiten Ebene sowie
weiterer naturschutzfachlich hochwerti-
ger Flächentypen in Nähe / entlang der
Elbe

o Karte 4:
keine Darstellung für das Plangebiet
Natura-2000-Gebiete sind südwestlich in
Elbnähe vorhanden

o Beachtung
Beeinträchtigungen des Grundwassers
sind zu vermeiden

o Beachtung
die bauliche Entwicklung muss den
Aspekt des Landschaftsbildes
berücksichtigen und Beeinträchtigungen
der landschaftsgebundenen Erholung
sollen vermieden werden

o Neutral / Beachtung
Die dargestellten zu schützenden
Bereiche sind im Plangebiet nicht
vorhanden und Auswirkungen auf die
hochwertigen Flächen entlang der Elbe
sind zu vermeiden und zugleich durch
Bebauungen für das vorwiegend örtliche
Gewerbe nicht zu erwarten

o Neutral / Beachtung
Es sind keine zu schützenden Natura-
2000-Gebiete im / am Plangebiet
vorhanden und Auswirkungen auf die
hochwertigen Flächen entlang der Elbe
sind zu vermeiden und zugleich durch
Bebauungen für das vorwiegend örtliche
Gewerbe nicht zu erwarten
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Landschaftsrahmenplan (Planungsraum III „neu“, Stand 2020):

Thema (LRP) Bedeutung für die Bauleitplanung

o Karte 1
Lage in einem Wasserschutzgebiet

o Karte 2
Lage in einem ausgedehnten Gebiet mit
besonderer Erholungseignung

Lage in einem Landschaftsschutzgebiet

o Karte 3
Lage in einem Hochwasserrisikogebiet,
das die gesamten Elbmarschen umfasst.

o Beachtung
es ist in besonderem Maße auf den
Schutz des Grundwassers zu achten

o Beachtung
Beeinträchtigungen der
landschaftsgebundenen Erholung sollen
vermieden werden

Beachtung
die Flächen liegen innerhalb des LSG 1
des Kreises Pinneberg, dessen Verord-
nung vom 31.10.1969 nach derzeitigem
Kenntnisstand nicht rechtssicher zur
Anwendung kommen kann. Von Seiten
der Unteren Naturschutzbehörde wurden
diesbezüglich keine Bedenken gegen die
Planung vorgebracht.

Das aktuelle LSG 04 liegt nördlich des
Plangebiets, sodass ein Erfordernis für
eine Entlassung aus dem LSG nicht
bekannt ist.

o Beachtung
es ist der Gemeinde bekannt, dass sie
zwar in einem entsprechenden
Risikogebiet liegt, jedoch durch die
bestehenden Deiche nach heutigem
„Standard“ vor Überschwemmungen
geschützt ist. Zugleich ist es der
Gemeinde entsprechend der
Stellungnahme des Landesbetriebs für
Küstenschutz, Nationalpark und
Meeresschutz SH vom 16.02.2023
bekannt, dass es vor dem Hintergrund
der naturräumlichen Lage keinen
vollständigen Schutz vor Überflutungen
geben kann.
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Landschaftsplan (Feststellung 2002):

Thema (LP) Bedeutung für die Bauleitplanung

o Darstellung in einem Bereich mit Flächen
für die Landwirtschaft unterschiedlichen
Typs und mit Gehölzflächen

o Beachtung
es erfolgt eine Zieländerung in einem
Bereich, in dessen Nähe bereits in der
Zeitspanne seit der Landschaftsplan-
erstellung bauliche Entwicklungen
stattgefunden haben
=> Bereich des Bebauungsplans Nr. 4

Abbildung 17 - Landschaftsplan

Die Gemeinde Haseldorf sieht kein Erfordernis zur Änderung / Fortschreibung des
Landschaftsplans. Eine Standortermittlung und -begründung ist auf Grundlage der
Untersuchung „Alternativflächenprüfung für Gewerbeflächen und Prüfung von
Erschließungsvarianten aufgrund eines Röhricht-Biotops an der Kreisstraße Kamperrege;
dn.stadtplanung GbR, Rellingen und Büro Günther & Pollok Landschaftsplanung, Itzehoe,
Oktober 2025“ im Zuge der B-Plan-Aufstellung gegeben. Die Flächen des Plangebiets wurden
bisher für den Obstanbau landwirtschaftlich genutzt. Eine im Landschaftsplan nicht
dargestellte schmale Röhrichtfläche (=> s. Kap. 14.2.1.2 „Schutzgut Pflanzen …“) hat sich
über einem verrohrten Verbandsgewässer entwickelt. Weitere gesetzlich geschützte Biotope
sind nicht vorhanden und abgesehen von der Lage in einem nicht rechtssicher wirksamen
Landschaftsschutzgebiet sind keine Darstellungen enthalten, die der Entwicklung von
Baugrundstücken entgegenstehen würden. Daher geht die Gemeinde Haseldorf vor dem
Hintergrund durchgeführter Vorabstimmungen mit verschiedenen Behörden (insbesondere
Untere Naturschutzbehörde, Untere Wasserbehörde und Landesamt für Landwirtschaft als
Untere Forstbehörde) und der Planentwicklung auf Grundlage der 12. Änderung des
Flächennutzungsplans davon aus, dass alle umweltrelevanten Informationen im Rahmen der
B-Plan-Aufstellung zusammengetragen und ausgewertet werden, so dass über diese
Erkenntnisse hinaus durch die Fortschreibung des Landschaftsplans keine
entscheidungserheblichen Inhalte gewonnen würden.
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Landesentwicklungsplan (2021):

Thema (LEP) Bedeutung für die Bauleitplanung

o Haseldorf liegt im westlichen
Ordnungsraum um die Metropole
Hamburg sowie im 10-km-Umkreis um
das Mittelzentrum Wedel, ohne eine
eigene zentralörtliche Funktion
aufzuweisen

o Lage in Nähe zu einem sich entlang der
Elbe erstreckenden Vorbehaltsraum für
Natur und Landschaft

o Lage in einem Entwicklungsraum für
Tourismus und Erholung

o Beachtung,
die geplante Bebauung muss dem
örtlichen Gewerbe dienen bzw.
entsprechen

o Beachtung,
die Planung muss sich in den Orts-
struktur einfügen und soll möglichst keine
raumwirksamen Beeinträchtigungen für
Natur und Landschaft zur Folge haben

o Beachtung,
Erholungsanlagen / touristische
Nutzungen sind im Plangebiet nicht
vorhanden; der Geh- und Radweg an der
K 8 bleibt erhalten

Das Ministerium für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport des Landes Schleswig-Holstein
hat mit Erlass vom 17.04.2023 eine nunmehr erfolgte Alternativflächenprüfung erbeten (s. Kap.
14.1.2 und dn.stadtplanung 2025). Mit Blick auf die Lage im Bereich eines regionalen
Grünzuges (=> s. nachfolgenden Abschnitt „Regionalplan“) wird im Norden des Plangebietes
bereits eine Abgrenzung in Form einer Eingrünung im Bebauungsplanentwurf vorgesehen. Die
Untere Naturschutzbehörde des Kreises Pinneberg weist in der Stellungnahme vom
09.02.2023 darauf hin, dass die Dimensionierung der Randstreifen hinsichtlich der
Funktionsfähigkeit nochmals kritisch überprüft werden sollte. Dies ist durch die Gemeinde
Haseldorf gemacht worden mit dem Ergebnis, dass die 10 m breiten Grünstreifen mit
Festsetzung einer „Maßnahmenfläche“ nach § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB, in der Gehölze zu
entwickeln und zu erhalten sind, in Verbindung mit einem weiteren Abstand der Baugrenze
von 5 m erfolgt. Die Gemeinde Haseldorf hat festgestellt, dass der Abstandsbereich zur
Entwicklung einer landschaftsgerechten Eingrünung ausreichend bemessen ist.

Zusammenfassend wurde der Gemeinde Haseldorf bestätigt, dass den Planungen keine Ziele
der Raumordnung entgegenstehen.

Regionalplan (Planungsraum I „alt“, Fortschreibung 1998):

Thema (RP) Bedeutung für die Bauleitplanung

o Kennzeichnung als Gemeinde im
ländlichen Raum ohne zentralörtliche
Funktion

o Das Plangebiet liegt in / an einem
regionalen Grünzug

o Beachtung
die Gemeinde kann sich im Rahmen / zur
Deckung des örtlichen Bedarfs baulich
entwickeln

o Beachtung
die Plandarstellung markiert einen
landschaftlich sensiblen Raum am Rand
der Metropole Hamburg, so dass dem
Schutz der Landschaft eine hohe
Bedeutung zukommt

Ein Abgleich der Plangebietslage mit der Darstellung des regionalen Grünzugs mittels des
Digitalen Atlas Nord (https://danord.gdi-sh.de/viewer/resources/-
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apps/Anonym/index.html?lang=de#/) ergab, dass der regionale Grünzug aus nördlicher
Richtung knapp in das Plangebiet reicht oder eher an das Plangebiet reicht (grüne Balken in
nebenstehender Abbildung).

Abbildung 18 - Regionaler Grünzug (grün) im zentralen Gemeindegebiet
Quelle: Digitaler Atlas Nord; Kartengrundlage: © 2024 GeoBasis-DE/LVermGeo SH, Bkg

Da es sich um keine flächenscharfe Abgrenzung des regionalen Grünzugs handelt, kann nach
Auffassung der Gemeinde Haseldorf entsprechend der landesplanerischen Stellungnahme
vom 17.04.2023 (o.g. Erlass des Ministeriums für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport
des Landes Schleswig-Holstein) sowohl den Funktionen des regionalen Grünzugs als auch
der baulichen Entwicklung entsprochen werden.

Die nördliche Baugebietseingrünung (=> „Maßnahmenfläche“ nach § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)
weist eine Breite von 10 m auf. Hier sind mindestens 4-reihige Strauch- und Baumpflanzungen
vorzunehmen. Die Eingrünung wird als ausreichend betrachtet für maximal 10 m hohe
Gebäude.

Eine Erweiterung der nicht bebaubaren Grünflächen würde zu einer geringeren
Gewerbeflächenbereitstellung führen. In den dargestellten Flächenausdehnungen besteht
nach Auffassung der Gemeinde Haseldorf eine der örtlichen Situation angemessene Planung,
mit der eine wirksame und landschaftsgerechte Ortsrandeingrünung entstehen wird.

Das Ministerium für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport des Landes Schleswig-Holstein
hat mit Erlass vom 17.04.2023 mitgeteilt, dass den Planungen keine Ziele der Raumordnung
entgegenstünden.

Aus der Teilfortschreibung des Regionalplans zum Sachthema Windenergie (Stand
29.12.2020) ergeben sich aufgrund des Fehlens von Vorrangflächen für die Errichtung von
Windenergieanlage in einer relevanten Nähe zum Plangebiet keine zusätzlich zu beachtenden
Aspekte.
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Flächennutzungsplan (1978):

Das Plangebiet liegt gemäß dem derzeit geltenden gemeinsamen Flächennutzungsplan von
Haselau und Haseldorf (1978) im Wesentlichen im Bereich von Flächen für die Landwirtschaft.
Auf Grundlage des Bebauungsplans Nr. 4 wurde südlich des nunmehr zur Rede stehenden
Plangebiets ein Wohngebiet entwickelt.

Abbildung 19 - Ausschnitt aus dem geltenden Flächennutzungsplan (Stand 1978)
mit Darstellung der 5. Änderung für das Wohngebiet „Brüttenland“ / den B-Plan Nr. 4 blau gestrichelt umgrenzt ist
die Fläche der 12. F-Plan-Änderung

Mit Blick auf die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 8 erfolgt zur Einhaltung des
Entwicklungsgebotes gemäß § 8 Abs. 2 BauGB daher die 12. Änderung des
Flächennutzungsplans.

Abbildung 20 - Ausschnitt aus der Planzeichnung zur 12. F-Plan-Änderung








































































































































